
I. Ausgangspunkte

1. Das Ersatzheer – ein Heer zweiten Ranges?

Aufbau des Ersatzheeres

Das Ersatzheer befand sich im Zweiten Weltkrieg an der wichtigen Scharnierstelle 
zwischen Front und Heimat. Das Ersatzheer bestand einerseits aus den Verwal-
tungsbehörden vor Ort, wie den stellvertretenden Generalkommandos, Komman-
deuren, Wehrersatz- und Versorgungsbehörden. Andererseits gehörten ihm die 
Ersatztruppen an, die vorrangig Infanterie, Artillerie, Kavallerie, Landesschützen- 
und Panzereinheiten umfassten. Des Weiteren zählten u. a. Kraftfahrzeugparks, 
Wachtruppen, Kriegsgefangenenlager und Gefängnisse sowie Reserve-Lazarette, 
Seelsorge, Veterinäreinheiten, Lehr- und Versuchstruppen wie auch Truppen-
übungsplätze und Heeres-Unteroffiziersschulen zum Ersatzheer.1 Das Feldheer 
wiederum gliederte sich grob in die fechtenden Truppen und die Versorgungs-
truppen („rückwärtige Dienste“) auf.2 Jeder Feldtruppe war ein entsprechender 
Ersatztruppenteil zugeordnet, aus der sie ihren Personalersatz bezog. 

Das Ersatzheer ist somit nicht mit der Etappe, den rückwärtigen Diensten, Ver-
sorgungstruppen oder dem Tross zu verwechseln, die für den materiellen Nach-
schub und die Versorgung der Truppen verantwortlich zeichneten. Im zeitgenössi-
schen Schrifttum finden sich für die Ersatztruppen in Abgrenzung zum Feldheer 
oft die Bezeichnungen „Heimatheer“ oder „Reserveheer“. Die Begrifflichkeiten 
lassen auf den ersten Blick vermuten, dass das Ersatzheer dem Feldheer hierar-
chisch untergeordnet war und ein Randdasein fristete. Der bisherige Fokus der 
Forschung auf die Führungsstäbe und Frontverbände der Wehrmacht stärkt die-
sen Eindruck. Tatsächlich stand das Ersatzheer aber mit einer Befehlsgewalt über 
ein Viertel aller Soldaten im Krieg gleichrangig neben dem Feldheer und war der 
„personalintensivste […] Wehrmachtteil“.3 Zeitgenössisch galt es propagandis-
tisch aufgeladen als „Rückgrat der Wehrmacht“ wie auch das Heer als der „haupt-
sächlichste Träger des Kampfes der Wehrmacht“.4 Im Kriegsverlauf übernahm es 
zudem eine Fülle an wichtigen Aufgaben innerhalb der Wehrmacht wahr, die 
gleich gesondert vorgestellt werden.

Den Startschuss für den Aufbau des Ersatzheeres im Zweiten Weltkrieg gab das 
Wehrgesetz vom 21. Mai 1935. Denn die neu eingeführte Wehrpflicht machte es 
notwendig, ein Reservewesen zu errichten.5 Bis Kriegsbeginn erfolgten im Rah-

1	 Vgl. Müller-Hillebrand, Heer, Bd. 1, Schaubild S. 175.
2	 Eine detaillierte Auflistung findet sich bei Absolon, Wehrmacht, Bd. V, S. 77–84.
3	 Kroener, Menschenbewirtschaftung, S. 820.
4	 Müller-Hillebrand, Personnel, S. 92 [Zitat 1]; Hitler am 19. 12. 1941, in: Domarus, Hitler, 

Bd. II, S. 1814–1914, hier S. 1814 [Zitat 2].
5	 Vgl. §§ 12, 19 des Wehrgesetzes v. 21. 5. 1935, RGBl. I 1935, S. 609, sowie Absolon, Wehr-

gesetz, S. 128–129; ders., Wehrmacht, Bd. IV, S. 273, Bd. V, Kap. 4; Hedler, Aufbau; 
Kroener, Ressourcen; Müller-Hillebrand, Personnel, S. 26, 38; ders., Heer, Bd. 1, S. 83; 
Heitmann, Reaktion.
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men der getarnten Aufrüstung die entsprechenden Vorbereitungen und turnus-
mäßigen Wehrmacht- und Reserveübungen, an denen viele der späteren Militär-
richter teilnahmen. Die NS-Führungsebene drängte auf einen schnellen Aufbau 
insbesondere des Heeres, das eine Personalstärke von nahezu 3,8 Millionen Mit-
glieder erreichte.6 Die Genese des Ersatzheeres war eng mit dem Mobilmachungs-
befehl zu Kriegsbeginn verbunden, der vorsah, dass ein Feldheer und ein Ersatz-
heer aufgestellt und vergrößert werden sollten.7 Die anschließenden Mobilma-
chungswellen installierten das Ersatzheer sodann offiziell. Im Juli 1940 ließ Hitler 
das Feld- und Ersatzheer um rund ein Drittel vergrößern.8 Im Kriegsverlauf 
expandierte das Ersatzheer 1943 auf 2,3 Millionen, mit einen Höchststand von 
rund 2,5 Millionen Angehörigen im Dezember 1944.9 Für Februar 1945 ist eine 
Personalstärke von 2,14 Millionen überliefert.10 In den letzten Kriegsmonaten 
bildeten die Ersatzheer-Truppen schließlich das „letzte Aufgebot“ der Wehrmacht 
und verstärkten die Verbände an den Frontabschnitten.11

Als grundlegendes Problem zeigte sich bereits 1937/38, dass der Bedarf an 
Wehrpflichtigen u. a. aufgrund der stark verkleinerten Reichswehr der Zwischen-
kriegszeit und dem kurzen Zeitfenster der Aufrüstung nicht gedeckt werden 
konnte.12 Diese Personalproblematik existierte also bereits vor Kriegsbeginn und 
verschärfte sich mit den Kriegsereignissen zusehends, während auch die Überalte-
rung der Truppen insbesondere im Ersatzheer zunahm.13 Spätestens seit der zwei-
ten Jahreshälfte 1942 war die Wehrmacht nicht mehr imstande, die Personalver-
luste seit Beginn des Russlandfeldzugs und den Rekrutenmangel im Heer auszu-
gleichen und genügend Ersatz bereitzustellen.14 Die Nachschubkrise setzte bereits 
im Sommer 1941 ein, auch wenn die defizitäre Materiallage zunächst virulenter 
war als die des Personals.15 Aufgrund der Niederlagen in Stalingrad und Kursk 
stiegen die Verlustzahlen bekanntlich immens an. Die Wehrmacht wandelte ihr 
Nachschubsystem jedoch nicht um, sondern hielt trotz der steigenden Ausfälle 
und reduzierten Kampfkraft der Verbände an dessen Grundzügen fest und änder-
te stattdessen vermehrt die Rekrutierung ab.16

Damit gerieten die Führungsstäbe des Ersatzheeres und die Truppen vor Ort 
seit 1941 und besonders Mitte 1943 zunehmend unter Druck, adäquaten Nach-

  6	Vgl. Müller-Hillebrand, Heer, Bd. 1, S. 61, 66, 82. 
  7	Zur Mobilmachung ebd., S. 32, 47–64. Mobilmachungsbefehl v. 25. 8. 1939, Nr. 2100/39 

g. K. WFA/L IIc, zit. nach Kroener, Ressourcen, S. 707, Anm. 32.
  8	Anordnung Hitlers v. 31. 7. 1940, zit. nach Müller-Hillebrand, Heer, Bd. 2, S. 76.
  9	Angaben nach Creveld, Kampfkraft, S. 85; Madej, Army, S. 55. Analog dazu die Personal-

stärke des Feldheeres: vier Millionen (1942); 4,2 Millionen (1943); vier Millionen (1944); 
3,8 Millionen (1945).

10	Vgl. Kroener, Frontochsen, S. 382.
11	Vgl. Kunz, Ende, bes. S. 795; ders., Aktion Leuten; Scherzer, Formationsgeschichte, S. 518.
12	Hierzu Müller-Hillebrand, Heer, Bd. 1, S. 25–27, 38.
13	Zahlen nach Kunz, Soldaten, S. 83–86.
14	Vgl. Kroener, Menschenbewirtschaftung, S. 824; Creveld, Kampfkraft, S. 96. Zu den Ver-

lustzahlen: Overmans, Verluste.
15	Kroener, Ressourcen, S. 862, 890, datiert den Zusammenbruch des Ersatzsystems bereits 

auf Dezember 1941.
16	U. a. durch herabgesetzte Kriterien der Kriegstauglichkeit und verkürzte Einberufungs-

zeiten, vgl. Kunz, Soldaten, S. 91–92.
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schub an Personal für die Front zu liefern, was an den Gerichten zu einer Span-
nungslage führte, wie noch zu zeigen sein wird.17 Der Statusverlust, den das Heer 
gegenüber Luftwaffe und Marine durch die geringeren Personalzuweisungen im 
Kriegsverlauf erlitt,18 forcierte diese Entwicklung. Auch das Gerangel um Personal 
zwischen der Wehrmacht und der Rüstungsindustrie ist hier zu erwähnen.19 Ei-
nen weiteren Einschnitt markierte der Machtwechsel an der Führungsspitze des 
Ersatzheeres im Kontext der Ereignisse des 20. Juli 1944, als der Reichsführer-SS 
Heinrich Himmler zum BdE avancierte und diese Position dazu ausnutzte, den 
Personalstrom von Angehörigen der Ersatztruppen und Verurteilten ihrer Gerich-
te partiell in die Reihen der SS umzuleiten.20

Aufgaben der Ersatztruppen in der Kriegsgesellschaft

Die Bedeutung des Ersatzheeres steht in Zusammenhang mit den fünf zentralen 
Aufgaben, die es im Gefüge der Wehrmacht übernahm: Die Ersatztruppen führ-
ten den Feldeinheiten erstens, wie bereits erwähnt, den Personalersatz zu. Infolge 
des Personalkreislaufs der Wehrmacht betreuten sie – zweitens – die Wehrmacht-
angehörigen während ihres Urlaubs und verwundete oder erkrankte Soldaten 
während ihrer Rekonvaleszenz. Sie bildeten – drittens – die Rekruten und den 
Nachwuchs an Unteroffizieren aus. Der vierte und fünfte Aufgabenbereich bezog 
sich auf verschiedene Tätigkeiten im Luftschutz sowie im militärischen Wach- 
und Besatzungswesen.

Jede Feldeinheit besaß eine entsprechende Ersatztruppe in der Heimat, aus der 
sie ihren personellen Nachschub erhielt. Die Feldtruppe griff darüber hinaus auf 
ein Rekrutierungsgebiet im gesamten Deutschen Reich zu, aus dem das Gros des 
Personals gezogen wurde und in dem zugleich die Ersatzheer-Truppen stationiert 
waren. Die Ersatztruppen lieferten die ausgebildeten, neuen Kräfte, die der Kom-
mandeur dann vor Ort in seine Truppe integrierte. Die Truppenteile des Feldhee-
res kehrten nie als ganzer Verband aus dem Frontgeschehen zurück, sondern stets 
nur einzelne Einheiten oder Angehörige. Verwundete oder erkrankte Soldaten ge-
hörten während ihrer Rekonvaleszenz den entsprechenden Genesenden-Einheiten 
ihrer Truppe im Ersatzheer an. Die beurlaubten Soldaten befanden sich ebenfalls 
in der Zuständigkeit der Ersatztruppen. Nachdem die Regenerations- und Ur-
laubsphasen beendet waren, schickte das Ersatzheer die Wehrmachtangehörigen 
in Marscheinheiten zurück zu ihrem Stammtruppenteil an die Front oder in ihre 
entsprechende Dienststelle an der Heimatfront. 21

17	Vgl. Kap. IV.1.
18	Vgl. ausführlich Creveld, Kampfkraft, S. 84–85.
19	Zu den Zahlen der Personalzuweisungen: Kunz, Soldaten, S. 84–85; und Kap. II.3, Ab-

schnitt „Zusammenarbeit und Konflikte mit zivilen und anderen Stellen“, III.5, Abschnitt 
„Strafsachen gegen das Wehrmachtgefolge und die Mitglieder der Organisation Todt“ 
dieser Studie.

20	Förster, Wehrmacht, S. 134–138.
21	Vgl. zu den umfangreichen Urlaubsregelungen: Heeresverwaltungs-Taschenbuch, etwa 

1939/1940, S. 289–302; ebd., 1940/1941, S. 174–185. Detailliert: Absolon, Wehrmacht, 
Bd. VI, S. 233–242, 526–530. Zur Praxis: Müller-Hillebrand, Personnel, S. 56–62, 73–81.
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Hierdurch entstand ein immenser Personalkreislauf innerhalb der Wehrmacht, 
infolgedessen ein permanenter Austausch zwischen Feld- und Ersatzeinheiten 
stattfand und jeder Wehrmachtangehöriger den Ersatztruppen zumindest pha-
senweise angehörte. Dieses System beabsichtigte, das Feldheer zu entlasten und 
die ursprüngliche Zusammensetzung der jeweiligen Einheit des Feldheeres wei-
testgehend beizubehalten. Die Personalpolitik folgte dem Rekrutierungsprinzip 
der Wehrmacht, demzufolge Mitglieder einer Einheit zu mindestens zwei Dritteln 
aus der gleichen Gegend stammen sollten, um so eine in ihrer regionalen und so-
zialen Zusammensetzung homogene Gruppe und ein Zusammengehörigkeitsge-
fühl zu erzielen.22 Da die Soldaten hierdurch oft in ihrer Heimatregion stationiert 
waren, vollzog sich die Verbindung zwischen Militär und Zivilbevölkerung auch 
auf der familiären und privaten Ebene. Für die Soldaten waren die Ersatzeinheiten 
daher oft eine „Schnittstelle zwischen alter ziviler und neuer militärischer 
Existenz“.23 Heinrich Böll beispielsweise, der in einer Einheit der Div. Nr. 156 
diente, war gebürtig aus Köln, wo seine Eltern und seine Verlobte lebten. Die 
Grundausbildung absolvierte er in Osnabrück. 1941/42 war seine Truppe fast ein-
einhalb Jahre lang in Köln stationiert, wo er häufig seine Angehörigen und Freun-
de besuchte und sich „in einer Atmosphäre“, die er für sich „gemäß“ fand, wohl-
fühlte, wie er in einem Brief festhielt.24 

Auch Heinrich Böll durchlief im Ersatzheer seine Grundausbildung, die je nach 
Waffengattung zwischen sechs und 16 Wochen dauerte und im Krieg zahlreiche 
inhaltliche Modifizierungen erfuhr.25 Dort kam der Wehrpflichtige erstmals mit 
der militärischen Lebenswelt und „totalen Institution“ Wehrmacht in Berüh-
rung.26 Jörg Echternkamp hat zu Recht betont, dass die Erfahrungen der Soldaten 
des 20. Jahrhunderts weniger im Gefecht, sondern vielmehr in der Ausbildung 
gründeten.27 Die Ersatztruppen waren für die Ausbildung der Rekruten, Mann-
schaftssoldaten, Fachkräfte und Unteroffiziere verantwortlich. Sie bildeten des-
halb den wichtigsten Bereich der „soldatischen Erziehungsschule“ der Wehrmacht, 
die unter den Rekruten vielfach gefürchtet war.28 Heinrich Böll beschrieb seine 

22	Vgl. Hedler, Aufbau, S. 134, 137; Bartov, Army, S. 30–31; Creveld, Kampfkraft, S. 60–62; 
Hartmann, Wehrmacht, S. 113; Kühne, Kameradschaft, S. 12, 204; Müller-Hillebrand, 
Heer, Bd. 1, S. 81–82; Rass, Menschenmaterial, S. 49–51.

23	Hartmann, Wehrmacht, S. 129 [Zitat].
24	Böll, Briefe, Bd. 1, S. 15, 95 und 166–318, zur Stationierung in Köln S. 166 [Zitat]. Böll 

diente zunächst als Schütze im Ersatzbataillon 484, das zum Infanterie-Regiment 37 ge-
hörte. Später gehörte er dem Infanterie Regiment 77 an.

25	Vgl. Creveld, Kampfkraft, S. 93; Müller-Hillebrand, Personnel, S. 94–97; Förster, Wehr-
macht, S. 53, 270–272; Jasper, Kriegserfahrungen, S. 133–141; zeitgenössisch: Chef HRüst 
u BdE, Ausbildung im Ersatzheer (8 Wochen). Anlage zu OKH/AHA/Jn 2 IIb, Nr. 3421. 
39g [ohne Datum, ca. Ende 1939], in: BA MA, RH 12-2/67, o. P.; Chef HRüst u BdE, 
Richtlinien über die Ausbildung in den Ersatztruppenteilen v. 16. 9. 1942, in: ebd., RH 
14/7, S. 2–5. Zur Zensur von Ausbildungsdetails in der Militärpublizistik: Pöhlmann, Mi-
litärliteratur, S. 87–88.

26	Grundlegend zur militärischen Sozialisation: Apelt, Sozialisation.
27	Echternkamp, Kampf, S. 51. So auch: Strachan, Ausbildung, S. 270–271.
28	§ 2 des Wehrgesetzes [Zitat]. Vgl. Hartmann, Wehrmacht, S. 51; Jasper, Kriegserfahrun-

gen, S. 135–139; Kroener, Ressourcen, S. 735. Zur Ausbildung zeitgenössisch: Stellvertre-
tendes Generalkommando (Stellv. Gen. Kdo.) VII, Heimat, S. 5–6; Schmitz/Temmesfeld, 



1. Das Ersatzheer – ein Heer zweiten Ranges?    47

Ausbildung 1939 als „sehr stramm“ und „viel härter als im Arbeitsdienst“, was 
zum Ergebnis habe, dass er „wirklich kaputtgemacht“ werde, „– nicht gerade 
stumpfsinnig – aber 300 Prozent kalt und gleichgültig“ werde.29 Die Ausbildung 
im Ersatzheer galt wehrmachtintern ebenfalls als besonders hart, „preußisch“ und 
veraltet, da sie teilweise die Methoden aus der Zeit des Ersten Weltkriegs, etwa das 
Strafexerzieren, fortführte.30

Ziel der Ausbildung war es, „die Soldaten zur Höchstspannung ihrer seelischen, 
körperlichen und geistigen Kräfte fortzureißen, ihnen Opferbereitschaft, Mannes-
zucht, unbedingte Unterordnung und Kameradschaftlichkeit einzuimpfen“ und 
ihren „bedingungslosen Gehorsam und [ihre] selbsttätige Pflichterfüllung“ zu ge-
währleisten.31 Daran besaß die Militärjustiz einen wichtigen Anteil. Übergreifend 
war für alle Rekruten daher bereits in der zweiten Ausbildungswoche eine Unter-
richtseinheit zur Disziplinar- und Beschwerdeordnung sowie zum Militärstraf-
recht verpflichtend, zu der die Richter des zuständigen Militärgerichts entspre-
chende Vorträge hielten und die Einheiten regelmäßig besuchten.

Die Ersatztruppen übten zugleich zahlreiche Aufgaben im Wachbereich aus, die 
mit der Reorganisation des Ersatzheeres ab Herbst 1942 zunahmen. Die Mitglieder 
der vornehmlich eingesetzten Landesschützen-Bataillone setzten sich oft aus 
ehemaligen Landwehrpflichtigen der älteren Jahrgänge zusammen und gehörten in 
der Regel zum Wehrmachtgefolge.32 Sie bewachten vorrangig Materialdepots, Lie-
genschaften und kriegswichtige militärische Objekte, wie Bahnanlagen, Brücken 
und Grenzübergänge im „Heimatkriegsgebiet“ und in den besetzten Gebieten; sie 
beaufsichtigten Kriegsgefangenenlager, Haftstätten und Arbeitskommandos.33

Infolge des zunehmenden Luftkriegs betraute das Oberkommando der Wehr-
macht (OKW) die Angehörigen des Ersatzheeres im März 1941 zusätzlich mit Auf-
gaben im Luftschutz.34 Diese bestanden vor allem aus Bergungs-, Aufräum- und 

Buch, S. 133. Zur Ausbildungserfahrung rückblickend aus Perspektive der Rekruten: 
Richter, Chance, S. 23–26; Schröder, Kasernenzeit; speziell zu der untersuchten Ersatz-
heer-Division Nr. 156: Böll, Briefe, Bd. 1, hier z. B. S. 14–15, 18, 37 und 84.

29	Böll, Briefe, Bd. 1, hier Brief 4 an Eltern und Geschwister v. 6. 9. 1939, S. 15–16, hier S. 15 
[Zitat 1, 2]; Brief 5 an Eltern und Geschwister v. 28. 9. 1939, S. 17–19, hier S. 18 [Zitat 3].

30	Vgl. Schreiben des ObdH v. 28. 8. 1939, Az. OKH GenStdH Ausb. Abt. Nr. 30g, in: BA 
MA, RH/54, o. P.; Befehl des ObdH, Strafexerzieren. Nr. 100/7.40 v. 11. 7. 1940, in: ebd., 
RH/53-7/v. 709, o. P., der das Strafexerzieren nur für das Ersatzheer beibehielt. Hierzu 
Kroener, Ressourcen, S. 823; und zeitgenössisch: Böll, Briefe, Bd. 1, Brief 321; Richter, 
Chance, S. 23. Zur Ausbildung: Herrmann, Soldaten; Strachan, Ausbildung; Creveld, 
Kampfkraft, S. 91–102.

31	Chef HRüst u BdE, Ausbildung im Ersatzheer (8 Wochen). Anlage zu OKH/AHA/Jn 2 IIb, 
Nr. 3421, 39g [ohne Datum, ca. Ende 1939], in: BA MA, Bestand RH 12-2/67, o. P. [S. 4, 5].

32	Müller-Hillebrand, Heer, Bd. 1, S. 81.
33	Zu den Aufgaben der Wachtruppen zeitgenössisch: Müller-Hillebrand, Study P-072, in: 

BA MA, ZA/1/1992. Zur Kooperation zwischen Wehrmacht und zivilen Stätten im 
Wachbereich am Beispiel der Strafanstalt Wittlich im Juni 1944 exemplarisch die Korre-
spondenz in: LAV NRW R, Rep. 321/886.

34	Vgl. Erlass des OKW v. 19. 5. 1941, Betreff: Heranziehung von Wehrmachtangehörigen 
zum zivilen Luftschutz, in: BA MA, RH/14/35, S. 129; §§ 9–9a der Ersten Durchfüh-
rungsVO zum Luftschutzgesetz i. d. F. v. 25. 3. 1941, RGBl. I 1941, S. 168. Zum Luftschutz: 
Blank, Kriegsalltag; Absolon, Wehrmacht, Bd. VI, S. 1–10, 41–54; Schmitz-Berning, Voka-
bular, S. 390–391; Brinkhus, Luftschutz.
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Ausbesserungsarbeiten nach Luftangriffen. Gegebenenfalls bewachten die Soldaten 
beschädigte Gebäude oder Dienststellen und halfen bei den Verdunkelungsmaß-
nahmen. Insbesondere im Bereich der Organisation Todt (OT) kam seit Sommer 
1943 die Mithilfe bei baulichen Luftschutz- und Kriegsmaßnahmen hinzu. Die 
Ersatztruppen boten sich aufgrund ihrer Stationierung im „Heimatkriegsgebiet“ 
für die Luftschutzhilfe an, nicht zuletzt in dem vom Luftkrieg stark betroffenen 
Ruhrgebiet. Sie waren dazu angehalten, bei dieser Aufgabe „der Zivilbevölkerung 
gegenüber mit gutem Beispiel voranzugehen“.35 Doch gerade jene Tätigkeitsberei-
che boten zahlreiche Gelegenheiten, Straftaten zu begehen – sei es eine Verfehlung 
während eines langen Wachdiensts, indem der übermüdete Wachhabende im 
Dienst einschlief;36 sei es, wenn der betreffende Wehrmachtangehörige Gefangene 
bewachte und deren Flucht nicht bemerkte oder Gebäude sicherte, aus denen Aus-
rüstung gestohlen wurde; seien es Diebstähle während der Luftschutzmaßnahmen 
oder bei Aufräumarbeiten nach Luftangriffen.

Die militärische Präsenz des Ersatzheeres vor Ort war der Bevölkerung bereits seit 
spätestens Mitte der 1930er-Jahre vertraut, lassen sich doch bis Kriegsende beispiels-
weise rund zweihundert Garnisonsorte und rund 40 Divisionen nachweisen, die im 
Untersuchungsgebiet, dem Wehrkreis VI, beheimatet waren.37 Darüber hinaus quar-
tierte die Wehrmacht je nach Kapazitätsmangel Truppen häufig in zivilen Einrich-
tungen, etwa Schulen, oder privat, zum Beispiel in Wohnungen oder auf Grundstü-
cken von Landwirten, ein.38 So nutzte ein Regiment ab Februar 1940 das Areal der 
Aachener Haftanstalt, um dort seine Artillerie-Geräte abzustellen, während die 
Truppenangehörigen „in Privatquartieren in der Stadt untergebracht“ waren.39 Die 
Zahl der privaten Unterkünfte lag in Aachen vor Beginn des Frankreichfeldzugs bei 
rund 40 000 und vermag einen weiteren Eindruck von der starken lokalen Präsenz 
der Wehrmacht vermitteln. In seinen Memoiren erinnerte sich ein ehemaliger 
Standortoffizier, dass in der zweiten Kriegshälfte „fast jede Straße und jede Familie 
in Aachen Einquartierung hatte. Alle irgendwie belegbaren Bauten […] waren mit 
Stäben belegt“. Er weist zudem darauf hin, dass die Bevölkerung wirtschaftlich da-
von profitierte, da die Quartiergeber ein Tagegeld pro Person erhielten.40 

Die Truppen- und Gerichtsstandorte waren also keineswegs hermetisch von der 
Öffentlichkeit abgeriegelt, sondern über das gesamte zuständige „Heimatkriegsge-
biet“ verteilt und in der lokalen Kriegsgesellschaft präsent. Dies lag – neben der 
Einquartierung in zivilen Stätten und der regionalen Prägung der Truppen – an 

35	Erlass des OKW v. 19. 5. 1941, in: BA MA, RH/14/35, S. 129.
36	Dies fiel beispielsweise unter den Straftatbestand „Verabsäumung der Aufsichtspflicht“ 

(§ 147 MStGB) oder des „Wachvergehens“ (§§ 141, 143 MStGB).
37	Auswertung nach den Angaben bei: Tessin, Verbände, Bd. 16.1, S. 291–365.
38	Vgl. exemplarisch zur Unterbringung in einer Schule: V 22/44, in: BA MA, RH/26/526G, 

1468/464, sowie die Meldung des Soldaten Alfred Fuchs v. 31. 7. 1940, in: ebd., 
RW/60/1381 zu den sozialen Implikationen der Truppenunterbringung in einer Ge-
meinde. Die Praxis fußte u. a. auf den Bestimmungen des OKH und BdE, vgl. Heeresver-
waltungs-Taschenbuch, Bd. 1940–1941, S. 663–669.

39	Schreiben des Vorstands des Gefängnisses Aachen an den Generalstaatsanwalt Köln 
v. 20. 2. 1940, in: LAV NRW R, Rep. 321/888.

40	So der ehemalige Standortoffizier P. Rothe in seinen 1958 verfassten Erinnerungen, die 
im Stadtarchiv Aachen verwahrt sind: StA Aachen, Bd. HS 1075, Teil 1, S. 12.
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dem Dienstalltag der Ersatzheer-Soldaten, der sich aufgrund des beschriebenen 
Aufgabengebiets vielfach außerhalb der Kasernen oder Quartiere vollzog. Der Per-
sonalkreislauf erzeugte einen immens hohen Reiseaufwand der beurlaubten oder 
frontabgestellten Wehrmachtangehörigen im Deutschen Reich, der vor allem an den 
Bahnhöfen der größeren Städte sichtbar wurde. Christian Hartmann hat das Ver-
hältnis von Garnisonen, Truppen und dem zivilen Umfeld als oftmals „herzlich“ 
beschrieben.41 Die Wehrmacht bemühte sich, in der Öffentlichkeit positiv aufzu
treten, indem die Garnisonen etwa regelmäßig Manöverbälle, öffentliche Vereidi-
gungen und Veranstaltungen in den Offizierskasinos und Soldatenheimen sowie 
insbesondere den „Tag der Wehrmacht“ groß ausrichteten. Es gab umgekehrt aber 
auch Stimmen, die sich kritisch darüber äußerten, dass Soldaten des Ersatzheeres in 
der Heimat „herumlungerten“, wie ein Bericht der Wehrmacht im Juni 1941 zur 
Lage an der Heimatfront äußerte. Dort hieß es, die Bevölkerung „nehme […] nach 
mehr als zwei Kriegsjahren Anstoß an der übermäßigen Anzahl an Heimatkriegern“.42

Die dargelegte Personalstärke und Aufgabenfülle der Ersatztruppen zeugen da-
von, dass das Ersatzheer einen elementaren Bestandteil der Wehrmacht und ihrer 
Kriegsorganisation bildete. Auch für die Rekruten besaß es eine große Bedeutung, 
markierte es doch den Ort ihrer militärischen Sozialisation. Der Personalkreislauf 
bedingte, dass die Soldaten einen nicht unerheblichen Anteil ihrer Dienstzeit im 
Ersatzwesen verbrachten und regelmäßig zwischen beiden Heeresteilen, zwischen 
Front und Heimat wechselten. Angesichts der Bandbreite an Aufgaben, der Kriegs-
lage und dem Erwartungsdruck der Wehrmachtführung musste das Ersatzheer 
flexibel agieren und sich den Kriegsbedingungen stets anpassen. Die sich seit 
1937/38 abzeichnenden Personalmängel, die seit 1941 existierende Nachschubkri-
se und die 1942 hinzutretenden Ausbildungsmängel verursachten für die Justiz im 
Ersatzheer gleichermaßen eine Spannungslage. Die Wehrmachtangehörigen, die 
sich in einem Strafverfahren oder im Strafvollzug befanden, stellten wichtige per-
sonelle Ressourcen dar, die in den Personalberechnungen und damit den Aus
bildungseinheiten und Feldtruppen im Kampfeinsatz fehlten.

2. Das Fallbeispiel: die Gerichte der Div. Nr. 156 und Nr. 526

Hauptgeschäftsstelle und Zweigstellen im Kriegsverlauf

Die Gerichte der Divisionen Nr. 156 und Nr. 526 waren im Wehrkreis VI, einem 
der größten und bevölkerungsreichsten Wehrkreise im Deutschen Reich nahe der 
Westfront stationiert.43 Die Wehrkreise, im heutigen Verständnis Wehrbereiche, 

41	Hartmann, Wehrmacht, S. 129. Inwiefern diese Aussage nicht nur für die von ihm unter-
suchten Ostheer-Divisionen trägt, müssen noch weitere Studien, speziell zum Ersatzheer, 
zeigen.

42	Zit. nach Kroener, Ressourcen, S. 889–890. Bericht des Stellv. Gen. Kdo. VII AK (Wehr-
kreiskdo. VII) v. 17. 6. 1941, Az. Mob. 39/IIc-Ib, E 1 Nr. 8286/41, in: BA MA, RH/54/131. 
Vgl. auch: Löffelsender, Strafjustiz, S. 46–47 aus Sicht der zivilen Behörden zur Präsenz 
der Wehrmacht und den daraus abgeleiteten Problemen u. a. der „Jugendgefährdung“.

43	19 Wehrkreise existierten im Zweiten Weltkrieg reichsweit, deren Einteilung sich nicht an 
Länder-, Provinz- oder Gaugrenzen, sondern an Korpsbereichen und Bezirken der Rüs-
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bildeten die regionalen militärischen Befehls- und Verwaltungsbereiche im Deut-
schen Reich als lokale Zwischenebene der Berliner Wehrmachtbehörden.44 Der 
Wehrkreis VI umfasste dabei, grob umrissen, das heutige Gebiet Nordrhein-West-
falens. Er schloss die nördlichen Teile der Rheinprovinz, die westlichen Gebiete 
der Provinz Hannover und Teile des Fürstentums Lippe-Detmold ein. Nach 1940 
zählten zudem die okkupierten belgischen Gebiete Eupen und Malmedy dazu. 
Städte wie Düsseldorf, Aachen, Wuppertal und Bonn und Regionen wie das 
Münsterland, der Niederrhein, das Ruhrgebiet und Teile der Eifel lagen somit im 
Wehrkreis VI. Er war gekennzeichnet durch das rheinisch-westfälische Industrie-
gebiet, die regionale Nähe zur belgischen und niederländischen Grenze, im späte-
ren Kriegsverlauf zur Westfront. Seit dem Frühjahr 1940 und besonders intensiv 
seit Mitte 1942 war er das Ziel zahlreicher Luftangriffe.45 Wehrmachtintern galt 
der Wehrkreis VI als aufwendig und anspruchsvoll im Arbeitsaufkommen. Denn 
die hohe Dichte an stationierten Truppen, die häufig wechselnden Befehls- und 
Einsatzverhältnisse und damit einhergehend die regen Truppenbewegungen ver-
ursachten ein hohes Arbeitspensum.46

Die Divisionen Nr. 156 und ab 1942 Nr. 526 bildeten typische Divisionen mit 
einer Personalstärke von 12 500 bis 18 000 Mitgliedern: Neben den Kommando-
stäben setzten sie sich aus einem komplizierten Geflecht von Regimentern, Batail-
lonen, Kompanien und Abteilungen der Infanterie, Artillerie, Grenadiere, Pionie-
re, Panzer-Jäger und Kraftfahrer sowie Versorgungs- und Nachrichtentruppen 
zusammen.47 Der Division lag das aus Frankreich stammende Organisationsprin-
zip zugrunde, unterschiedliche Waffengattungen in einen militärischen Großver-
band der Landstreitkräfte zusammenzufassen, der dadurch im Gefecht operativ 
eigenständig und flexibler agieren konnte als die zuvor häufig eingesetzten Regi-
menter, die nur aus einer Waffengattung bestanden. Eine Division umfasste des-
halb neben den Mannschaftssoldaten viele Spezialisten und die unterschiedlichs-
ten Waffen und Geräte, um den Bedingungen der modernen Kriegführung ge-
recht zu werden und das taktische Prinzip des „Gefechts der verbundenen Waffen“ 

tungsinspektion orientierte, in die das Heer aufgeteilt war. Zur Organisation eines Wehr-
kreises: Müller-Hillebrand, Heer, Bd. 1, S. 32, 53–57, speziell zum Wehrkreis VI, S. 82.

44	Absolon, Wehrmacht, Bd. IV, S. 189–190. Zum Wehrkreis VI: Tessin, Verbände, Bd. 16.1, 
S. 289–365.

45	Vgl. zu den Auswirkungen des Luftkriegs auf das Gebiet: Blank, Kriegsalltag; am Beispiel 
Kölns: Rüther, Köln; Rusinek, Gesellschaft, bes. S. 94–122; Matthias, Bombenkrieg; Manthe, 
Tod; am Beispiel Aachens und Dürens: Gasten, Aachen; Jaud, Landkreis; Domsta, Düren.

46	Vgl. die Ausführungen des Oberstkriegsgerichtsrats des Dienstaufsichtsbezirks 2 
v. 4. 4. 1940, in: BA MA, W-10/1742, S. 80. Vgl. zu den Divisionen im Wehrkreis VI: Ma-
dej, Army, S. 64.

47	Die Div. Nr. 156 bestand aus den Infanterie-Regimentern 211, 227, 253, 254, den Artille-
rie-Ersatz-Rgt. 16, 26, der Panzer-Jäger-Ersatz-Abt. 6, den Kraftfahr-Ersatz-Abt. 6 und 
26. Die Div. Nr. 526 war aus der im Oktober 1939 installierten 526. Infanterie-Division 
und dem im Dezember 1941 aufgestellten Division-Stab Aachen (526. Division) hervor-
gegangen. Zu ihr zählten Infanterie-Ersatz-Rgt. 211, 253, 536, Pionier-Ausbildungs- und 
Ersatz-Btl. 16 und 253, Flak-Ersatz-Btl. 103, Kraftfahr-Ersatz-Abt. 16 und 253. Ausführ-
lich zur Div. Nr. 526: Tessin, Verbände, Bd. 11, S. 75–76. Zu den einzelnen Waffengattun-
gen: Hartmann, Wehrmacht, S. 34–43; Tessin, Formationsgeschichte, Teil A; ders., Ver-
bände, Bd. 1, S. 27–308.
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anwenden zu können.48 Die truppeninterne und waffenmäßige Zusammenset-
zung der Divisionen war, wie bei allen Wehrmachtverbänden, kompliziert und 
variierte im Kriegsverlauf. Grundsätzlich lässt sich aber konstatieren, dass sie 
hauptsächlich aus Infanterie-Ersatz-Regimentern bestand. Dies war militärischen 
Überlegungen geschuldet, da die Infanterie als „Königin aller Waffen“ und „stra-
tegische Einheit“ die Hauptwaffengattung des Heeres ausmachte und erfahrungs-
gemäß im Kampfgeschehen die meisten Verluste erlitt.49 

Der Sitz und Aufbau des Divisionsgerichts hing davon ab, an welchen Stand
orten die Truppen der Division stationiert waren und welche Größe die jeweiligen 
Stäbe und Einheiten besaßen. Das Gericht der Div. Nr. 156 nahm spätestens am 
29. August 1939 seine Tätigkeit in Köln auf und war im Untersuchungszeitraum 
insgesamt 38 Monate tätig. Das erste Urteil fällten die Richter neun Tage nach 
Einrichtung des Gerichts am 8. September 193950 – allerdings kurzzeitig noch 
unter dem Aktenzeichen des Gerichts des Kommandeurs der Ersatztruppen VI51 
in Münster, ehe die Div. Nr. 156 offiziell zum 15. November 1939 ihren Dienst 
antrat.52

Als die Division in die Ostgebiete verlegt wurde, befand sich die Hauptge-
schäftsstelle des Gerichts kurzfristig ab November 1939 in Thorn (heute Toruń/
Polen) im Reichsgau Danzig-Westpreußen.53 Den Hintergrund dieser Maßnahme 

48	Hartmann, Wehrmacht, S. 30 [Zitat], S. 29–80 zum Aufbau einer Division und ihren Auf-
gaben. Als Prototyp einer Division gilt die Infanteriedivision, heute Brigade. Hierzu ebd.; 
Buchner, Handbuch; Müller, Hitlers Wehrmacht, S. 50–61. Ausführlich am Beispiel der 
253. Inf.-Div.: Rass, Menschenmaterial, S. 42–62; Tessin, Verbände, Bd. 1, S. 43–47, 129–
130; Kroener, Ressourcen, S. 827–829. Detailliert zur Struktur der unterschiedlichen 
Divisionstypen bis 1939: Schottelius/Caspar, Organisation, S. 338–345 und mit verglei-
chender Perspektive zum US-amerikanischen Heer im Krieg: Creveld, Kampfkraft, S. 64–
79. Eine Übersicht über alle im „Heimatkriegsgebiet“ stationierten Divisionen findet sich 
bei Scherzer, Formationsgeschichte, S. 510.

49	Siehe Stellv. Gen. Kdo. VII, Heimat, S. 8 [Zitat]; Ludendorff, Krieg, S. 64; Müller-Hille
brand, Personnel, in: BA MA, ZA/1/1777, S. 44.

50	Nach bisherigem Kenntnisstand liegt keine Übersicht über die lokale und zeitliche Ver-
teilung aller Gerichtsstellen im Kriegsverlauf vor. Gleiches gilt für Unterlagen, die bele-
gen würden, dass das Gericht bereits vor diesem Zeitpunkt arbeitete. Der früheste nach-
weisbare Akteneingang ist Strafsache I 2/39, in: BA MA, RW/60/1321. Das erste Urteil 
der Wuppertaler Zweigstelle des Gerichts der Div. Nr. 156 ist Strafsache II 1/39, in: ebd., 
RW/60/1338. Grundlage für die weiteren Ausführungen ist die ortsbezogene Auswertung 
der Verfahrensakten, die ein Urteilsdatum mit Ortsbezeichnung aufweisen.

51	Dieses Gericht war der kurzzeitige Vorläufer der Div. Nr. 156 und Ende August 1939 als 
einzige Dienststelle eingerichtet worden. Zum Kommandeur der Ersatztruppen VI siehe: 
Tessin, Verbände, Bd. 1, S. 317, Bd. 3, S. 9–12. Zur Genese und Struktur der Div. Nr. 156 
und 156. Res. Div., die kurzzeitig auch die Bezeichnung „156. Div.“ führte: Tessin, Ver-
bände, Bd. 7, S. 97–98.

52	Das erste Urteil in Köln datiert v. 15. 9. 1939, in: B IIa 5/39, in: BA MA, RH/26/156G, 
777/778. Das Gericht nutzte das Gebäude der Kölner Zweigstelle des Gerichts des 
Kommandeurs der Ersatztruppen VI in der Volksgartenstraße 64 weiter, siehe ebd., 
RW/60/1381.

53	Die Verlegung zum 7. 11. 1939 erfolgte gemäß Befehl des ObdH v. 19. 10. 1939, Betreff: 
Verlegung der Ersatztruppen der Wehrkreise V, VI und XII nach dem Osten, Az. 2 AHA/
Ia (VIII), Nr. 8390/39 geh., in: BA MA, RH/14/41, S. 35; siehe auch: Stammtafel des Stabs 
der Div. Nr. 156, in: ebd., RH/53-6/1.
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bildeten die geplanten Angriffe der Wehrmacht auf Belgien, Frankreich und die 
Niederlande. Da die hierfür vorgesehenen Verbände an der Westgrenze versam-
melt werden sollten, benötigte die Wehrmacht dort Platz für ihre Einquartierun-
gen. Nach Abschluss des Polenfeldzugs verlegte sie deshalb die im Westen liegen-
den Ersatztruppen der grenznahen Wehrkreise in die östlichen Gebiete und 
tauschte die Besatzungs- und Kampfgruppen aus dem Osten gegen die Ersatzein-
heiten aus dem Westen aus.54

Bis Mitte August 1940 lag die Division in Westpreußen und hatte neben Thorn 
weitere Standorte in Culm (Chełmno), Graudenz (Grudziądz) und Bromberg 
(Bydgoszcz). Währenddessen verblieben ein Teil des Stabs und eine Gerichts-
zweigstelle weiterhin in Köln, wohin die übrige Division erst im August 1940 zu-
rückwechselte und ihre Hauptgeschäftsstelle des Gerichts wiedereinrichtete. Zu 
den weiteren Truppenstandorten zählten in dieser Zeit Düsseldorf, Bonn, Aachen 
und Euskirchen. Rund ein Jahr später, am 22. Juli 1941, zog das Gericht erneut um 
und zwar nach Spa in Belgien, als die Division dorthin verlagert wurde, um dort 
und an weiteren Standorten in Lüttich und Namur sowie in Roermond und 
Valkenburg in den Niederlanden Besatzungsaufgaben nachzugehen.55

Im Herbst 1942 reorganisierte die Wehrmacht das Ersatzheer umfassend, wo-
durch die Div. Nr. 526 die Aufgaben, Zuständigkeiten und teilweise das Personal 
der Div. Nr. 156 übernahm.56 Die Div. Nr. 156 kehrte im September 1942 zunächst 
von Belgien in den Wehrkreis VI zurück, wurde dort in die 156. Reserve-Division 
umgebaut und nach Frankreich verlegt, wo sie im Besatzungs- und Sicherungs
wesen tätig war. Das Divisionskommando und das umorganisierte Gericht der 
Div. Nr 526 nahmen im Oktober 1942 in Aachen als Hauptsitz ihre Tätigkeit auf57 
und blieben bis Kriegsende aktiv.

Das erste Mal zog die Zentrale sechs Monate später im März 1943 um, und 
zwar nach Wuppertal, während eine Zweigstelle parallel in Aachen arbeitete. 
Infolge der Kriegswirren und wegen der bombengeschädigten Gerichtsgebäude 
wich das Gericht danach mehrfach kurzzeitig auf andere innerörtliche Häuser 
oder andere Städte aus. Vor dem Hintergrund der Kriegsereignisse erfolgten ins-
besondere in der zweiten Jahreshälfte 1944 zahlreiche Standortverlegungen, zer-
störte Infrastrukturen sorgten für ein beträchtliches Maß an Unruhe am Gericht. 
Die 1944 eröffnete Dürener Zweigstelle musste zum Beispiel binnen zwei Wochen 
insgesamt viermal im September 1944 umziehen, ehe die Division sie aufgrund 

54	Vgl. Geheimes Schreiben des ObdH v. 19. 10. 1939, Az. 2 AHA/Ia (VIII), Nr. 8390/39, 
Betreff: Verlegung der Ersatztruppen der Wehrkreise V, VI und XII nach dem Osten, in: 
BA MA, RH/14/41, S. 35. Zur Verlegung: Kroener, Ressourcen, S. 827–829; Tessin, Ver-
bände, Bd. 1, S. 129–130.

55	E IX 34/31, in: BA MA, RH/26/156G, 778/785. Zur Truppenverlegung siehe auch die 
Stammtafel des Stabs der Div. Nr. 156, in: ebd., RH/53-6/1.

56	Zur Umorganisation: Military Intelligence Division War Department Washington DC, 
The German Replacement Army (Ersatzheer), February 1945, in: BA MA, RHD/200/134, 
S. 103. Die Restrukturierung gründete auf der Vfg. des Chefs HRüst u BdE v. 25. 8. 1942, 
AHA Ia VII, Nr. 3950/52 g Kdos., in: ebd., RH/53-7/v. 249.

57	Gemäß Vfg. des Wehrkreiskdos. VI, Az. N 283, Nr. 4865/42 g. K. v. 28. 9. 1942, in: ebd., 
RH/53-6/1. Parallel zur „Div. Nr. 526“ existierten auch die Bezeichnungen „Div. Nr. 526, 
Aachen“ und „Div. Aachen“.
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der herannahenden Westfront auflöste.58 Von September bis November 1944 ar-
beitete eine Zweigstelle in Bensberg, während die verbliebenen Einheiten der Di-
vision als „Gneisenau“-Einheit mit rund 12 700 Soldaten bei der Abwehr des bri-
tischen Angriffs in der Nähe von Arnheim zum Einsatz kamen.59 Zugleich stellte 
die Wehrmacht neue Ergänzungseinheiten auf, die zunächst der Div. Nr. 526, in 
den letzten vier Kriegsmonaten 1945 dann jedoch der im Herbst zuvor neu instal-
lierten Div. Nr. 476 in Wuppertal unterstanden.60 Teilweise sprachen die Richter 
deshalb auch Urteile am Gericht der 476er-Division in Wuppertal und schließlich 
in Balve/Westfalen, wo es seinen Sitz im März 1945 hinverlegte. Aufgrund der per-
sonellen Kontinuität und dem kongruenten Zuständigkeitsbereich werden diese 
170 Verfahren aus den letzten Kriegswochen, die unter dem Gerichtsnamen der 
Div. Nr. 526 durchgeführt wurden, in die Analyse mit einbezogen.61 Das Gericht 
der Div. Nr. 526 besaß bis April 1945 nur noch seine Hauptgeschäftsstelle in Wup-
pertal, die dort bis mindestens 10. April Urteile fällte.62

Neben der Hauptgeschäftsstelle besaß das Divisionsgericht Zweigstellen, die im 
Kriegsverlauf nötig waren, da sich die Ersatzeinheiten im Wehrkreis VI über ein 
großes Gebiet erstreckten und die Zentrale daher entlastet werden musste. So 
arbeitete eine Dependance des Divisionsgerichts, die aus der regionalen Nieder-
lassung des zuvor zuständigen Kommandeur-Gerichts hervorgegangen war, seit 
Oktober 1939 in Wuppertal parallel zur Kölner Hauptgeschäftsstelle.63 Im Verlauf 
des Krieges bestand stets mindestens eine Zweigstelle des Divisionsgerichts. So 

58	Die Verlegungen erfolgten von Düren nach Rheinbach, von dort nach Euskirchen, von 
Euskirchen zurück nach Rheinbach und von dort nach Geldern, siehe III 276/44, in: 
BA MA, RH/26/526G, 1486/763.

59	„Gneisenau“ war das Stichwort für den Befehl zur Mobilisierung von sämtlichen Trup-
penteilen und Dienststellen des Ersatzheeres im Kontext des britischen Luftlandeangriffs 
bei Arnheim am 17. 9. 1944 und betraf den Wehrkreis VI, der daraufhin die komplette 
Div. Nr. 526 mobilisierte. Hierzu detailliert Tessin, Verbände, Bd. 16.1, S. 135–137; Kunz, 
Aktion Leuthen.

60	In den Quellen finden sich auch die Bezeichnungen „Div. Nr. 476 (W)“ und „Div. Nr. 476 
(West)“. Diese setzte sich aus Verbänden der Div. Nr. 526 zusammen, erhielt aber eine 
andere Zahl, um eine Doppelnummerierung zu der bereits existierenden Division zu ver-
meiden, lt. „Tätigkeitsbericht für die Zeit v. 3. 12. 44–29. 3. 45“ des ehemaligen Komman-
deurs Hans Bergen von Ende Mai 1946, in: BA MA, ZA/1/559, S. 30. Rass datiert die letz-
ten Meldungen der Einheiten auf Februar 1945, vgl. Rass, Militärgerichte, S. 127. Zur Div. 
Nr. 476: Tessin, Verbände, Bd. 10, S. 259–261. Im Zuge der „Westgoten-Bewegung“ legte 
die Wehrmacht die Verbände der Div. am 23. 3. 1945 in den Raum Dülmen an die West-
front vor. Bis April 1945 erfolgten noch Ersatzgestellungen der Div. an die Frontverbände.

61	Vgl. Angaben im Quellenverzeichnis. Gleiches gilt für 16 Urteile, die das Divisionsgericht 
aushilfsweise gemeinsam mit dem Ger. der Div. z. b. V. Nr. 406, Zweigstelle Köln, im Zeit-
raum Ende Januar bis Anfang März 1943 fällte. Die Ermittlungsverfahren hatte das Ger. 
der Div. Nr. 526 geleitet, das Urteil sprach dann aber das Ger. der 406er-Div. unter Betei-
ligung von Richtern der Div. Nr. 526 aus, vgl. Signaturen im Quellenverzeichnis. Zur Div. 
z. b. V., die vorrangig im Kriegsgefangenenbereich und Wachdienst tätig war: Tessin, Ver-
bände, Bd. 1, S. 104 und Bd. 10, S. 101–103.

62	Die letzten datierbaren Strafsachen sind: VIII 7/44, VIII 87/44, I 5/45, die das Gericht alle 
einstellte, vgl. Straflistenbuch, in: BA MA, RW/60/1500 sowie die Verfahrensakten in: 
ebd., RH/26/526G, 1525/1408, 1507/1125.

63	Vgl. Straflistenbuch, in: ebd., RW/60/1321 und RW/60/1338. Die Zweigstelle saß am Schla-
geterplatz 1 in Wuppertal und bearbeitete Strafsachen im Oktober und November 1939.
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existierten phasenweise Niederlassungen in Aachen, Düren, Wuppertal, Köln, 
Maastricht und Spa. In der Regel verfügte das Gericht über zwei Zweigstellen. Den 
Höchststand erreichte es im Sommer 1941 und Herbst 1944, als es fünf bzw. vier 
Dependancen zählte.64 Die häufigen Umzüge bedingten ein hohes Maß an Mobi-
lität und Flexibilität der Angehörigen des Gerichts, da sie sich an jedem neuen Ort 
und an jeder Zweigstelle entsprechend mit den hiesigen militärischen und nicht-
militärischen Amtsträgern und Besonderheiten des jeweiligen Standortes vertraut 
machen mussten.

Um die Rechtsprechung mobiler zu gestalten, variierte je nach Bedarf zusätz-
lich der Tagungsort des Gerichts. So lässt sich für das Divisionsgericht nachwei-
sen, dass es außerhalb seiner regulären Stellen auch in Düsseldorf und Euskirchen 
sowie in den Niederlanden (Den Haag, Kerkrade), Belgien (Eupen, Namur) und 
im Gau Danzig-Westpreußen (Bromberg, Graudenz, Gruppe, Konitz und Lipno) 
zusammentrat.65 Die Richter nutzten dort häufig Gebäude von zivilen Institutio-
nen, wie Rathäuser, Gauämter und Gerichtsgebäude, wenn die eigenen Räumlich-
keiten überbelegt oder wegen Kriegsschäden unbenutzbar waren oder die Ver-
kehrsbedingungen problematisch erschienen, um zu bestimmten Orten zu gelan-
gen.66 Das Gericht tagte zusätzlich auf dem Kasernengelände, wenn der dort 
inhaftierte Angeklagte nicht zur Hauptverhandlung transportiert werden konnte. 
Im Sinne einer „beschleunigten Rechtsprechung“ erschien es effizienter, dass die 
Richter zum Aufenthaltsort des Angeklagten reisten, da dies oftmals geringere 
Personalkapazitäten im Vergleich zu einem eigens organisierten Gefangenentrans-
port erforderte.67 Die Richter mussten wegen fehlender Gerichtszweigstellen an 
einzelnen größeren Truppenstandorten einen höheren Aufwand und erhebliche 
Reisetätigkeiten auf sich nehmen. Aber auch bei der Truppe erforderte eine feh-
lende Gerichtszweigstelle am Standort zusätzliche Ressourcen. So mussten die in 
Aachen stationierten Einheiten ihre dort inhaftierten Beschuldigten oder Ange-
klagten für Vernehmungen und Verhandlungen in der ersten Kriegsphase bei-
spielsweise oft nach Köln bringen, da zu diesem Zeitpunkt in Aachen noch keine 
eigene Zweigstelle vorhanden war.68 

64	Im Juli bis einschl. Dezember 1941 lassen sich vier Zweigstellen nachweisen: Köln, Aa-
chen, Maastricht, Wuppertal. Im Oktober 1944 existierten Aachen, Düren, Bensberg und 
vermutlich kurzzeitig Hartefeld als Dependancen – u. a. aufgrund der begonnenen 
Evakuierung Aachens. Infolge der Umorganisation des Ersatzheeres bestanden auch im 
Oktober 1942 kurze Zeit vier Zweigstellen (Köln, Wuppertal, Aachen und Maastricht).

65	Exemplarisch sei jeweils pro Tagungsort eine Strafsache genannt: C V 800/40, in: BA MA, 
RH/26/156G, 769/698 (Düsseldorf); D VI 168/41, in: ebd., 724/173 (Euskirchen); D VI 
87/40, in: ebd., 722/152 (Den Haag); D VI 28/41, in: ebd., 738/349 (Kerkrade); D VI 
20/42, in: ebd., 739/350 (Eupen); E VIII 92/42, in: ebd., 731/257 (Namur); B II 86/40, in: 
ebd., 733/280 (Bromberg); C III 278/40, in: ebd., 765/660 (Graudenz); C III 260/40, in: 
ebd., 778/789 (Gruppe); C Va 67/39, in: ebd., 760/612 (Konitz); A Ia 79/39, in: ebd., 
728/228 (Lipno).

66	Exemplarisch: A Ia 79/39, in: BA MA, RH/26/156G, 728/228 oder auch D VI 28/41, in: 
ebd., 738/349.

67	Vgl. beispielhaft D VI 168/41, in: ebd., 724/173; F XI 132/42, in: ebd., 730/242; III 199/44, 
in: ebd., RH/26/526G, 1558/1994.

68	Rass, Militärgerichte, S. 127–128. Die Zweigstelle in Aachen existierte erst ab 1941, vgl. D 
VI 163/41, in: ebd., RH/26/156G, 728/219.
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Auffällig ist, dass das Gericht seine Geschäftsstellen stets in bester Innenstadtlage 
und oft in unmittelbarer Bahnhofsnähe bezog, was die Mobilität der Gerichtsher-
ren und Richter gewährleistete. So saß das Gericht 1939/40 in Thorn in der Jakob-
straße, nah am Marktplatz und fußläufig von den Kasernen und dem Bahnhof 
entfernt.69 In Köln befanden sich der Divisionsstab und die Zentrale des Gerichts 
1941 in der Belfortstraße 9, die zwei Straßenzüge entfernt vom Sitz des Kölner 
Oberlandesgerichts lag.70 1942 und 1943 beherbergte ein Haus in der Spichernstraße 
30 unweit des Stadtgartens und Bahnhofs Köln-West das Divisionsgericht. Die 
Straße besaß einen topographischen und militärischen Symbolcharakter, da sie mit 
ihrem Namensgeber Spichern an einen siegreichen Ort des Deutsch-Französischen 
Kriegs erinnerte.71 Zuvor hatten die städtischen Behörden das Gebäude als Ghetto-
haus genutzt. Nach der Deportation der Bewohnerinnen und Bewohner des soge-
nannten Judenhauses nahmen die Gerichte der Div. Nr. 156 und Nr. 526 dort ihren 
jeweiligen Hauptsitz ein.72 Für das Jahr 1942 sind als weitere Standorte das Hotel 
Belle-Vue in Spa zu nennen sowie die Räumlichkeiten des Jesuitenklosters in Maas-
tricht oder des Aachener Priesterseminars in der Mozartstraße 9.73 In Wuppertal 
war das Gericht 1943 zentral am Schlageterplatz in Nachbarschaft zum Rathaus 
und ab Sommer des Jahres unweit der Bahnstation des Zoologischen Gartens in 
der Straße Zur Waldesruh 172 zu finden.74 Die geräumige „Villa Waldesruh“ hatte 
in der Zwischenkriegszeit als Unterkunft der Polizei gedient. Im Zweiten Weltkrieg 
nutzte die Wehrmacht das Gebäude über die Stadt Wuppertal als Eigentümer und 
richtete dort das Gericht sowie gegen Kriegsende den Sitz des Oberbefehlshabers 
West ein.75 1944 nutzte das Gericht ein Schulgebäude in der Gertrudenstraße 20, 
während der Unterricht dort weiter stattfand.76 Aufgrund von Bombenschäden in 
Aachen und Köln richtete die Division im Herbst 1944 eine Zweigstelle im nicht 
weit entfernten Bensberg ein.77 Infolge der erschwerten Bedingungen des Luft-

69	Die heutige Straßenbezeichnung lautet Świętego Jakuba. Im Frühjahr 1940 zog das Ge-
richt in die Mellienstraße 9 (heute: Adama Mickiewicza), die nördlich vom Kasernenge-
lände und etwas entfernter vom Stadtkern lag, vgl. ebd., RW/60/3181.

70	Vgl. ebd. Das Gebäude existiert nicht mehr. Auf dem Gelände befindet sich heute ein 
Hotelkomplex.

71	So Werner, Kölner Straßennamen, S. 285–286.
72	Bereits Mitte der 1930er-Jahre nutzte die Wehrmacht das Gebäude zwischenzeitlich als 

Sitz des Stabs der 26. Division, vgl. Stab der 26. Division in Köln, in: Westdeutscher Be-
obachter v. 29. 10. 1936. Das Gebäude wird heute als Wohnhaus genutzt.

73	Für das Gericht in Spa ist keine Straße übermittelt. Vgl. exemplarisch BA MA, RH/26/ 
156G, 716/717/85. In Maastricht lag das Gericht zentral, unweit des Universitätsviertels 
in der Tongersestraat (Tongerschestraat) 53, vgl. ebd., 718/92. Das Gebäude nutzt heute 
die Universität Maastricht, Fakultät für Betriebswirtschaft.

74	Vgl. zur Historie des Schlageterplatzes, heute Neumarkt: Stock, Straßennamen, S. 280.
75	Vgl. Stock, Straßennamen, S. 412–413. Die Stadt Wuppertal verkaufte das Gebäude 1972 

an die Deutsche Bundesbahn, die den Bau abreißen und ein Seminargebäude für Bahn-
beamte errichten ließ, vgl. ebd.

76	Siehe etwa die entsprechenden Adressen in: BA MA, RH/26/526G, 1444/113; 1453/238; 
1455/268; 1569/2207. Das Gebäude in der Gertrudenstraße beherbergt auch heute eine 
Schule. Vgl. Stock, Straßennamen, S. 143.

77	Das Gebäude in Bensberg befand sich in der Schloßstraße 18 unweit des Bensberger 
Schlosses, vgl. I 201/44, in: BA MA, RH/26/526G, 1560/2044; Geschäftsplan v. 29. 9. 1944, 
in: ebd., RW/60/1498.
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kriegs half die nichtmilitärische Justiz mit Räumlichkeiten aus, wie etwa in Bens-
berg und Düren, als sich die jeweiligen Amtsgerichte und Zweigstellen des Divisi-
onsgerichts dort im Sommer 1944 Gebäude teilten.78 Gleiches galt für die zeitwei-
lige Überlassung von Verhandlungsräumen, wie sie etwa das Oberlandesgericht 
Köln 1941 und 1942 gegenüber dem Kölner Wehrmachtgericht praktizierte.79

Gerichtliche Zuständigkeiten

Spezifisch für die Ersatzgerichte war innerhalb der Wehrmachtgerichtsbarkeit, 
dass sie für die Handlungen eines breiten Personenkreises zuständig waren. So 
bearbeitete das Gericht nicht nur alle Strafsachen von Angehörigen der ihr zuge-
ordneten Ersatztruppenverbände, sondern auch des entsprechenden Wehrmacht-
gefolges.80 Hierzu zählten alle Personen, die „in einem Vertrags- oder Dienstver-
hältnis bei der kriegführenden Wehrmacht“ standen.81 Unter anderem galt dies 
für die Wehrmachtbeamten, die ihren Dienst vornehmlich in den Verwaltungs-
dienststellen ausübten, etwa in der Heeresstandortverwaltung, den Fürsorge- und 
Versorgungsämtern, den Wehrersatzinspektionen und Wehrmeldeämtern.82 Dem 
Gefolge gehörten weiterhin das Küchen-, Wach- und Sanitätspersonal, Bauar
beiter, die in der Wehrmacht eingesetzten Frauen sowie Bürokräfte und die Wehr-
macht-Seelsorger an.83 Seit Januar 1940 kamen zusätzlich Strafsachen von Ange-
hörigen bestimmter Einheiten der Organisation Todt vor das Ersatzheer-Gericht.84 
Diese waren vor allem beim Westwall-Bau und in den verschiedenen Einsatz
leitungen im Ruhrgebiet tätig. Weiterhin fielen in den Zuständigkeitsbereich des 
Ersatzheer-Gerichts Kriegsgefangene, die in zahlreichen Lagern im Wehrkreis VI 

78	In Düren lag das Amtsgerichtsgebäude am Hoeschplatz 7, vgl. III 264/44, in: ebd., 
RH/26/526G, 1486/757. Dies erfolgte zumeist per Rechtshilfe, vgl. dazu Kap. II.3. Beim 
Marburger Divisionsgericht erfolgte die Unterbringung dagegen in privaten Häusern. 
Das Gericht teilte sich während der gesamten Kriegszeit mit einer Familie ein Haus, das 
zuvor einer studentischen Verbindung gehört hatte, vgl. Kirschner, Wehrmachtjustiz, 
S. 60; Eberlein u. a., Militärjustiz, S. 31–32.

79	Vgl. C III 29/41, in: BA MA, RH/26/156G, 750/501 und 795/957. Hierbei handelte es sich 
um Säle am OLG Köln in der Zeppelinstraße (1941) und am Reichenspergerplatz (1942). 
Weitere Beispiele siehe ebd., RW/60/1513.

80	Zum Wehrmachtgefolge: Absolon, Wehrmacht, Bd. VI, S. 475–478.
81	Gemäß § 155 MStGB.
82	Eine Übersicht über das Heeresverwaltungswesen findet sich im Heeresverwaltungs-Ta-

schenbuch, Bd. 1939/1940, S. 38–61.
83	Gemäß §§ 155–158 MStGB und eines Erlasses des ObdH vom 12. 3. 1940, Betreff: Unter-

stellung des Gefolges unter das Militärstrafgesetzbuch und die Disziplinarstrafordnung, 
in: BA MA, RH/14/25, o. P. Die Unterstellung während der Zeit der Division im Gau 
Danzig-Westpreußen regelte ein separater Erlass des Chefs OKW v. 3. 10. 1940, Az. 14 
AWA/WB (IVa), Nr. 5795/40, siehe: 6. Mobilmachungs-Sammelerlass v. 27. 11. 1940, in: 
ebd., RH/14/26, S. 61. Die inhaltliche Definition des Gefolges war Gegenstand zahlrei-
cher Diskussionen in der Kommentarliteratur. Siehe hierzu Kap. III.5, Abschnitt „Straf-
sachen gegen das Wehrmachtgefolge und die Mitglieder der Organisation Todt“.

84	Erlass des Chefs HRüst u BdE v. 6. 1. 1940, Betreff: Strafgerichtsbarkeit über Westwallar-
beiter, in: BA MA, RH/14/25, S. 63. Die Unterstellung bezog sich nur auf ausgewählte 
Abteilungen der OT, die vornehmlich am Westwall-Bau und im Ruhrgebiet tätig waren.
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untergebracht waren.85 Fallweise konnte das Gericht auch Verfahren gegen Zivilis-
ten im Wehrmachtverwaltungsgebiet an sich ziehen.86 Dies erfolgte in der Praxis 
vor allem, wenn ein Zivilist eine Straftat gemeinsam mit einem Wehrmachtange-
hörigen begangen hatte und das Militärgericht die Strafverfolgung übernahm, 
insbesondere etwa bei Fällen von Wehrkraftzersetzung.87 Auch die Zivilbevölke-
rung in den besetzten Gebieten war der deutschen Militärgerichtsbarkeit unter-
worfen.88 In der Regel oblag die Strafverfolgung jedoch dem Justizapparat der je-
weiligen Kommandanturen und Militärverwaltungen in den besetzten Gebieten.89

Aufgrund der personellen Zuständigkeit der Ersatzheer-Justiz läge es nahe, den 
Schluss zu ziehen, dass die Gerichte lediglich auf das Heimatkriegsgebiet und die 
besetzten Gebiete beschränkt geblieben seien. Tatsächlich bearbeitete das Ersatz-
heer-Gericht aber eine Fülle an Strafsachen aus dem unmittelbaren Frontgesche-
hen und aus der ursprünglichen Zuständigkeit des Feldheeres. Dies hatte zwei 
Gründe. Erstens: Gelang einem Soldat der Feldeinheit die Flucht von der Front, 
erreichte er unbemerkt das rückwärtige Heeresgebiet oder wurde er erst außer-
halb des Operationsgebiets aufgegriffen, so befand er sich in der Jurisdiktion der 
Ersatzheer-Gerichte. Zweitens: Die mobileren Feldheer-Gerichte überwiesen 
Strafsachen oft an das stationäre Ersatzheer-Gericht der entsprechenden Ersatz-
einheit des Beschuldigten, das die Feldgerichte, welche oft nur mit einem Richter 
besetzt waren, entlasten sollte. Das Ersatzheer-Gericht konnte im Vergleich zum 
Feldheer auf umfangreichere Ressourcen zurückgreifen, um komplizierte oder 
aufwendige Strafsachen zu bearbeiten – sei es im Hinblick auf das ihm zur Verfü-
gung stehende Personal oder auch auf den zeitlichen Rahmen, innerhalb dessen 
die Ermittlungs- und Strafverfahren ordnungsgemäß durchgeführt werden muss-
ten.90 Die ausführlichere Länge der Urteilsgründe im Vergleich zum Feldheer 
kann als ein Beleg für die höheren Kapazitäten oder zumindest eine größere Sorg-
falt der Ersatzheer-Gerichte angeführt werden.91 § 19 KStVO lieferte die rechtliche 
Grundlage für die Übernahme von Strafsachen aus dem Feldheer: Auch wenn der 
Gesetzgeber „besondere Ausnahmefälle“ vorsah, in denen der Beschuldigte aus 
dem Gefechtsgebiet zum rückwärtigen Armeegebiet oder zum Ersatztruppenteil 

85	Die Zuständigkeit im Kriegsgefangenenwesen regelten § 159 MStGB sowie eine Vielzahl 
an Erlassen und Befehlen. Zu den rechtlichen Grundlagen der Rechtsprechung gegen-
über Kriegsgefangenen jüngst: Werther, Kriegsgefangene, S. 100–103.

86	Geregelt durch §§ 2 und 3 KStVO in begründeten Einzelfällen.
87	Hierzu ausführlich: Kap. III.5 mit der rechtlichen Behandlung von Zivilisten und Zivilis-

tinnen.
88	Gemäß § 3 Abs. 1 KStVO.
89	Siehe Thomas, Wehrmachtjustiz, bes. S. 70–72.
90	Vgl. hierzu auch Wüllner, NS-Militärjustiz, S. 107; Forster/Geldmacher/Walter, Österrei-

cher, S. 401.
91	Brümmer-Pauly, Desertion, S. 144, zufolge ist der Durchschnittswert 2,5 bis fünf Seiten 

pro Urteil. Sie hat die Urteile der Ersatzheer-Gerichte als umfangreicher verglichen mit 
dem Feldheer deklariert. Ähnlich argumentieren Huber, Rechtsprechung, S. 99; Walm-
rath, Strafgerichtsbarkeit, S. 417. Die Aktenauswertung der vorliegenden Studie bestätigt 
dies. Erst ab 1944 reduzierte sich kriegsbedingt die Urteilslänge. Der BdE monierte 1944 
die „übermäßige Breite“ und „Weitschweifigkeit“ der Heeresurteile, siehe 12. Mob. SE 
v. 20. 6. 1944, in: BA MA, RH/14/27, S. 43–46, hier S. 44 [Zitat]. Dagegen sprechen Mes-
serschmidt/Wüllner, Wehrmachtjustiz, S. 241, von einer „lapidare[n] Kürze der Urteile“.
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versetzt werden konnte, so hatten der Kommandeur und das Feldgericht in der 
Praxis lediglich zu konstatieren, dass ein Verfahren zu „zeitraubend“ sei und 
„nicht aus Gründen der Mannszucht“ direkt an der Front durchgeführt werden 
müsse.92 Die Durchführungsbestimmungen erlaubten dieses Vorgehen insbeson-
dere bei Strafsachen gegen Kriegsgefangene und Angehörige des Wehrmachtgefol-
ges oder, wenn grundsätzlich gewährleistet war, dass der Beschuldigte für den mi-
litärischen Betrieb vorübergehend entbehrlich war. Die Feldgerichte nutzten etwa 
den Umstand einer Verletzung oder Erkrankung des Beschuldigten während der 
Ermittlungen, um die Strafsache an das Ersatzheer weiterzuleiten. Um einen Kon-
nex zum Frontgeschehen zu wahren, sollte der Gerichtsherr in jenen Fällen aber 
einen Richter berufen, der „in der Front gestanden hat[te]“.93

Insbesondere die ersten Kriegsmonate waren für das Divisionsgericht von zahl-
reichen Zuständigkeitsstreitigkeiten mit anderen Gerichten geprägt. Da die KStVO 
keine eindeutige Regelung bereithielt, erfolgte ein umfangreicher Schriftverkehr 
zwischen den einzelnen Gerichten, um zu klären, wer nun für welche Strafsache 
zuständig sei.94 Dies galt sowohl für die Absprachen mit den zivilen Gerichten als 
auch innerhalb der Wehrmachtjustiz.95 Welches militärische Gericht eine Straf
sache bearbeitete, ließ sich oft nicht eindeutig bestimmen, wenn der Soldat etwa 
zwischenzeitlich die Einheit gewechselt hatte und dadurch einem anderen Ge-
richtsherrn unterstellt worden oder ein Zivilist an der Straftat beteiligt gewesen 
war. In solchen Fällen konnte ein Gericht jeweils argumentieren, es sei gemäß § 12 
KStVO zuständig, weil der beschuldigte Wehrmachtangehörige zur Tatzeit oder 
aber während des Ermittlungsverfahrens der Division des Gerichts befehlsmäßig 
unterstellt gewesen sei. Gegenüber der zivilen Gerichtsbarkeit konnte es seinen 
Anspruch auf Strafverfolgung aus den „militärischen Belangen“ einer Strafsache 
ableiten. § 12 KStVO formulierte, dass bei vorliegender mehrfacher oder zweifel-
hafter Zuständigkeit derjenige Gerichtsherr zuständig sei, der „zuerst von der Tat 
dienstlich Kenntnis erhält“. Aber auch diese Vorschrift führte zu Kompetenzge-
rangel und damit einhergehend zu einem hohen Bearbeitungsaufwand. So belief 
sich die Abgabequote allein in den ersten vier Kriegsmonaten auf knapp 60 Pro-
zent aller eingegangenen Strafsachen und machte damit etwas mehr als ein Drittel 
des Tätigkeitsspektrums am Gericht in jener Zeit aus.96

Die Konkurrenzsituation nahm reichsweit ein derartiges Ausmaß an, dass der 
BdE Anfang April 1940 einen Erlass herausgab, um mit einer verbindlichen Vor-

92	Vgl. § 19 Abs. 1 Satz 2 KStVO.
93	Durchführungsbestimmungen zu § 19 KStVO, zit. nach Absolon, Wehrmachtstrafrecht, 

S. 183.
94	Einen Eindruck vom Umfang der diesbezüglichen Korrespondenz vermitteln die Sam-

melmappen der Bestände in BA MA, RH/26/156G, 782/934 und 782/835, die aufgrund 
der splitterhaften Überlieferung der Korrespondenz indes nur einen Bruchteil des ei-
gentlichen Aufkommens dokumentieren.

95	Vgl. exemplarisch Schreiben des Kriegsgerichtsrats Spies an den Oberpräsidenten der 
Rheinprovinz v. 3. 11. 1939, Betreff: Ermittlung der zuständigen Kriegsgerichte, in: Lan-
desarchiv NRW, Abt. Rheinland, Bestand BR/5/12806, o. P.

96	35,38 Prozent aller eingegangenen Strafsachen gab das Gericht 1939 aus Gründen der 
Zuständigkeit ab, davon ging die überwiegende Mehrheit an andere Divisionsgerichte. 
Ausführlich hierzu Kap. II.5.
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schrift Klarheit zu schaffen.97 Ihm zufolge verschwendeten die Gerichte wichtige 
Ressourcen auf den Kompetenzstreit und liefen dadurch Gefahr, die Prämisse ei-
ner „beschleunigten Rechtsprechung“ im Krieg unnötig zu behindern. Bereits zu-
vor hatte das Oberkommando des Heeres (OKH) im Oktober 1939 in Bezug auf 
die Zuständigkeit der Gerichtsherren festgelegt, dass jeder Befehlshaber ein Urteil 
bestätigen könne, sofern er gerichtsherrliche Befugnisse besaß, auch wenn er für 
den Angeklagten befehlsmäßig eigentlich nicht zuständig war.98 Beide Verordnun-
gen scheinen jedoch nicht den eindeutigen Charakter gehabt zu haben, den die 
Wehrmachtführung mit ihnen intendiert hatte. Bereits im Sommer 1940 und im 
weiteren Kriegsverlauf waren zahlreiche weitere Verordnungen und Erlasse not-
wendig, um Zuständigkeiten zu klären und Kompetenzen abzugrenzen.99 Dies war 
in Teilen den Entwicklungen des Kriegsgeschehens geschuldet, die nahezu konti-
nuierlich neue Fragen aufwarfen und es erforderlich machten, Befugnisse zu klä-
ren. In Teilen war auch das uneindeutige Verfahrensrecht dafür verantwortlich, das 
die Kompetenzfrage bewusst deutungsoffen ließ, um der Rechtspflege im Krieg ein 
flexibles Instrument an die Hand zu geben.

Die Militärjustiz im Zweiten Weltkrieg fußte in ihren militärrechtlichen Grund-
lagen, aber auch in ihrem Selbstbild vor allem in der Zeit des Kaiserreichs, in den 
Erfahrungen des Ersten Weltkriegs und den Diskussionen der Zwischenkriegszeit 
über die Frage, ob die Militärgerichtsbarkeit abgeschafft oder wiedereingeführt 
werden sollte. Das folgende Kapitel beleuchtet als Ausgangslage daher in groben 
Zügen die historische Entwicklung der Militärgerichte, ehe in einem weiteren 
Schritt der Einfluss des Ersten Weltkriegs auf die Militärjustiz erörtert wird, der 
auf die materiell- und verfahrensrechtlichen Grundlagen der Wehrmachtjustiz 
rückwirkte.

3. Historische Prägekräfte und zeitgenössische Kontexte

Der „Erfahrungsraum Erster Weltkrieg“ und der „totale Krieg“

Wesentliche Einschnitte in der Entwicklung der Militärjustiz markierten das Ende 
des Ersten Weltkriegs und die Zwischenkriegszeit. Die Hypothek des „Doppel
traumas“ der äußeren Kriegsniederlage und des inneren Zusammenbruchs 1918 
besaß eine hohe Prägekraft für die Wehrmachtjustiz und ist elementar für das 

97	Erlass des Chefs HRüst u BdE v. 3. 4. 1940, Az. 14 n 16 HR IIb, Nr. 467/40, Betreff: Ver-
meidung von Zuständigkeitsstreitigkeiten. Ermittlung der zuständigen Gerichtsherren, 
in: BA MA, RH/14/30, S. 50.

98	Das Urteil erhielt auch Rechtskraft, wenn es ein fremder Gerichtsherr bestätigte, sofern 
er auf derselben Befehlsebene rangierte wie der Gerichtsherr des urteilenden Gerichts, 
vgl. 3. Mob. SE v. 28. 10. 1939, in: ebd., RH/14/25, S. 169–170.

99	Exemplarisch 13. Mob. SE v. 20. 11. 1944, in: ebd., RH/14/23, S. 147, in dem das OKH die 
„unnötige Abgabe an andere Gerichte“ monierte. Die Frage, welches Gericht bei Entlassun-
gen und Versetzungen zuständig war, regelte der Erlass des Chefs HRüst u BdE v. 25. 7. 1940, 
Betreff: Entlassungen und Versetzungen bei der Umstellung des Kriegsheeres, in: ebd., 
RH/14/26, S. 40. Wiederholt herrschte auch Unklarheit im Ersatzheer, welche Fälle an das 
RKG abzugeben waren, siehe z. B. 8. Mob. SE v. 10. 1. 1942, in: ebd., RH/14/31, S. 167.
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Verständnis der Militärgerichtsbarkeit und für Forschungsfragen zum Zweiten 
Weltkrieg insgesamt.100 Im Verbund mit zahlreichen zeitgenössisch formulierten 
Vorwürfen an die Militärjustiz wog die Rezeption der Erfahrungen des Ersten 
Weltkriegs in der Weimarer und NS-Zeit schwer, zumal sich die defensive Position 
der Militärjustiz zusätzlich steigerte, als Artikel 106 der Reichsverfassung die 
Militärgerichte 1919/20 aufhob.101 Beide Jahre waren von zahlreichen, intensiv 
geführten parlamentarischen und außerparlamentarischen Debatten darüber ge-
prägt, was die Funktion der Militärgerichtsbarkeit sei und ob diese umgestaltet 
oder gänzlich abgeschafft werden sollte. Den Kern der Beanstandungen bildeten 
Befürchtungen der Weimarer Koalition aus DDP, SPD und Zentrum, der zufolge 
die Militärjustiz als Relikt der Kaiserzeit eine republikfeindliche, von der Bevölke-
rung und der bürgerlichen Gerichtsbarkeit zu stark abgetrennte Institution war, 
die eine „Klassenjustiz“ darstellte und an überalterten, nicht rechtmäßigen Funk-
tionen wie den Gerichtsherren festhielt.102

Diese Auseinandersetzungen waren keineswegs neu, sondern hatten bereits die 
Entstehungsprozesse des Militärstrafgesetzbuchs und der Gerichtsordnung spätes-
tens seit Mitte des 19. Jahrhunderts begleitet.103 Nach 1918 kam jedoch der Vor-
wurf an die Militärgerichte hinzu, sie hätten im Krieg versagt, da ihre Urteilspraxis 
nicht adäquat auf die Bedürfnisse des Heeres und die Kriegslage abgestimmt ge
wesen sei, was die militärische Niederlage mitverschuldet habe. Die Debatte um die 
Militärjustiz war daher eng mit Diskussionen über die Ursachen der Kriegsnieder-
lage verknüpft. So lauteten gängige Vorwürfe, die Kriegsrichter hätten angesichts 
der „Novemberrevolution“ zu milde geurteilt104 oder zu harte Sanktionen im Krieg 
ausgesprochen105 und dadurch die Kriegsmüdigkeit der Soldaten mit hervorgeru-
fen. 1937 stellte der Rechtswissenschaftler Hellmuth Mayer diesbezüglich fest:

„Niemand hält im Trichterfeld verloren am Maschinengewehr aus, niemand bedient als 
einziger Überlebender ein Geschütz gegen heranrollende Tanks, weil er sich vor dem 
Kriegsgericht fürchtet. Es muß sogar gesagt werden, daß der Geist einer guten Truppe da-
durch geschädigt wird, daß sich Zwang allzu sichtbar zeigt. Umgekehrt erweist aber das 
englische und französische Beispiel, daß eine regelmäßige Handhabung der Militärjustiz 
auch mit Rücksicht auf diese Gesichtspunkte wenigstens dem Geiste einer guten Truppe 
nicht schadet.“106

100	Daniel, Heimatfronten, S. 404; Herbert, Nationalsozialisten, S. 21–22; Kershaw, Vorwort, 
S. 7.

101	Verfassung des Deutschen Reiches v. 11. 8. 1919, RGBl. 1919, S. 1383, Art. 16: „Die Mili-
tärgerichtsbarkeit ist aufzuheben, außer für Kriegszeiten und an Bord der Kriegsschif-
fe.“ Zur Rezeption des Ersten Weltkriegs in der Weimarer und NS-Zeit als Überblick 
Herbert, Nationalsozialisten; der Sammelband von Krumeich, Nationalsozialismus und 
die gemachten Angaben in der Einleitung, Abschnitt 1 „Forschungskontexte“.

102	Zeitgenössisch z. B. Glahn, Kampf, S. 445 [Zitat], der sich gegen die Kritik an der Mili-
tärjustiz wehrt. Eine pointierte Zusammenfassung der Diskussionen bieten Brümmer-
Pauly, Desertion, S. 66–75; Messerschmidt, Wehrmachtjustiz, S. 19–22.

103	Vgl. Messerschmidt, Wehrmachtjustiz, S. 2–3; Wilhelm, Kaiserreich.
104	Exemplarisch aus der Fülle an zeitgenössischen Beiträgen Dietz, Annahme; Glahn, 

Kampf; Mayer, Militärjustiz, etwa S. 353; Stock, Militärstrafrechtspflege, z. B. S. 358; 
Schwinge, Entwicklung, S. 37.

105	So etwa Glahn, Kampf, S. 446; Mayer, Militärjustiz, S. 332 und Anm. 14 m. w. N.
106	Mayer, Militärjustiz, S. 355.
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Um der Kritik zu begegnen und zugleich die Notwendigkeit der Militärgerichte zu 
unterstreichen, entstanden in jener Zeit wichtige Organe und Foren des Militär-
strafrechts, wie die Militärrechtlichen Blätter im Juli 1919 oder die Militär
fachzeitschriften Wissen und Wehr und das Militär-Wochenblatt.107 In ihnen er-
schienen zentrale Denkschriften von Militärs und Militärjuristen, die sich für den 
Erhalt der Heeresjustiz aussprachen. Sie grenzten sich von der bürgerlichen Ge-
richtsbarkeit ab und argumentierten, diese verfüge über keine ausreichende mili-
tärische Expertise, kein Vertrauen und keine Wertschätzung auf Seiten der Solda-
ten.108 Teilweise nutzten die Militärstrafrechtler dabei die gegen sie vorgebrachten 
Kritikpunkte für ihre eigenen Zwecke, indem sie diese als Erfahrungswerte argu-
mentativ anführten und hieraus Anforderungen an eine zukünftige Militärge-
richtsbarkeit ableiteten.109 Moniert wurden häufig die unzureichende Gesetzes-
grundlage und das „viel zu langsame Arbeitstempo“ der Kriegsgerichte im Ersten 
Weltkrieg, die auf die moderne und mehrjährige Kriegführung nicht vorbereitet 
gewesen seien, sowie die mangelhafte Ausbildung des Gerichtspersonals.110

Diese zeitgenössische Publizistik verdeutlicht zudem, dass die Militärs eine 
zweifach codierte „Dolchstoß“-Legende kolportierten: zum einen der „Dolch-
stoß“ der vermeintlich marxistisch aufgehetzten, pazifistischen Heimat in den 
Rücken des im Felde unbesiegt gebliebenen deutschen Heeres, begleitet von ei-
nem Topos der undankbaren, versagenden Heimat, welche die Leistungen der Ar-
meen weder honoriert noch unterstützt habe.111 Zum anderen der „Dolchstoß“ 
gegen die Militärjustiz, ausgeführt von denselben Personenkreisen, die auch am 
Umsturz vom 9. November 1918 beteiligt gewesen seien und nun gegen die Mili-
tärgerichtsbarkeit vorgingen und beabsichtigten, diese als „Ausfluß des verhaßten 
‚Militarismus‘“ abzuschaffen.112 Die „Dolchstoß“-Legende bot somit ein vielfäl
tiges Interpretations- und Identifikationsangebot für die Gesellschaft in der Zwi-

107	Die Militärrechtlichen Blätter erschienen lediglich 1919 und 1920 in zwei Bänden. Der 
Untertitel verdeutlicht bereits ihre Stoßrichtung: „Zur Erhaltung der Militärgerichts-
barkeit und der Wissenschaft des Militärrechts“. Wissen und Wehr erschien, wie viele 
weitere einschlägige Militärzeitschriften, im Berliner Mittler Verlag von 1920 bis 1944. 
Das bereits 1816 gegründete Militär-Wochenblatt führte ab 1920 den Beititel „Unab-
hängige Zeitschrift für die deutsche Wehrmacht“ und galt als das zentrale Fachorgan 
unter den Militärs. Zur „Blütezeit“ der deutschen Militärpublizistik seit dem 19. Jahr-
hundert und besonders in der Zwischenkriegszeit weiterführend: Haller, Militärzeit-
schriften; Pöhlmann, Versailles; ders., Militärliteratur.

108	Glahn, Kampf, S. 455–456, 461.
109	Prominent z. B. Dietz, Gesetzentwurf; ders., Aufbau, S. 425; Stock, Militärstrafrechts-

pflege, S. 358–365.
110	Exemplarisch Hülle, Einführung, S. 230–231; Mayer, Militärjustiz, S. 329, 337–342; 

Schwinge, Strafgesetzbuch, S. 398; ders., Militärgerichtsbarkeit; Stock, Militärstraf-
rechtspflege, S. 360–363.

111	Ausführlich zur Genese, Stoßrichtung und den Hauptträgern der Dolchstoßlegende 
und des „Topos der undankbaren Heimat“, die insbesondere ehemalige königlich-preu-
ßische Offiziere und das Umfeld der Obersten Heeresleitung lancierten und die tief im 
Bewusstsein der Zwischenkriegsgesellschaft verankert waren: Meteling, Offiziere, hier 
bes. S. 423–424 zum „Topos der undankbaren Heimat“; Barth, Dolchstoßlegenden; 
Krumeich, Dolchstoß-Legende; Sammet, Dolchstoß; und im Vergleich zur Legende des 
„Augusterlebnisses“ 1914: Wirsching, Augusterlebnis.

112	So etwa die Argumentation bei Dietz, Aufhebung, S. 67; Glahn, Kampf, S. 446 [Zitat].
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schenkriegszeit und im Nationalsozialismus, um die Enttäuschungen über die 
militärischen Niederlagen, die „Schmach von Versailles“ und die zeitgenössischen 
politisch-gesellschaftlichen Verhältnisse zu erklären und zugleich zu kompensie-
ren. Gleichzeitig ließ sich die Dolchstoß-Metapher politisch für die eigenen Zwe-
cke instrumentalisieren oder half gar, Analysen und Tatsachen zu verschleiern.113

Die kämpfenden, „ordentlichen“ Soldaten im Feld waren in den meisten Lesar-
ten der „Dolchstoß“-Legende die Opfer von 1918, woran die Selbstviktimisierung 
der Militärangehörigen einen wichtigen Anteil besaß. Im Zentrum der „Dolch
stoß“-Legenden stand indes das Bild einer versagenden, schwachen und unzuver-
lässigen Heimatfront im Krieg, die Zeitgenossen für den Zusammenbruch 1918 
verantwortlich machten. Eine wesentliche Lehre, die aus dem Erfahrungsraum 
Erster Weltkrieg gezogen wurde,114 bildete daher die Überzeugung, dass der 
Garant für militärische Erfolge künftig nicht vornehmlich beim Militär selbst zu 
sehen sei, sondern vor allem in der gesamtgesellschaftlichen Militarisierung und 
Kriegsmobilisierung sowie in einer umfassenden Propaganda und Informations-
lenkung gegenüber der Zivilbevölkerung.115 „Im Dritten Reich“, so formulierte 
es  etwa der Militärrichter Glahn, „ist das Soldatische Wesenszug des ganzen 
Volkes“.116 Die stereotyp genutzte „Wehrgemeinschaft“ als Einheit von „Volk, 
Staat und Wehrmacht“117 wie auch die häufig im Schrifttum anzutreffende Über-
zeugung, die Wehrmacht sei „mit der Nation im Feuer des großen Krieges zusam-
mengeschmiedet“ worden, geriet zu einer prägenden Vorstellung.118 Dem Militär 
kam nun jedoch, anders als im Ersten Weltkrieg, keine innenpolitische Ordnungs-
funktion mehr zu, da diese fortan bei den nationalsozialistischen Behörden lag.119 
Das Movens hierfür war unter anderem die Angst des NS-Regimes, die Bevöl
kerung könne sich erneut gegen den Krieg wenden.120 Damit einher ging das 
Streben des NS-Staats nach vollständiger Kontrolle, Disziplinierung, Ressourcen-
nutzung und Sicherheit gegenüber der Gesellschaft und der Propagierung eines 
„totalen Kriegs“. 

Der Begriff des „totalen Kriegs“ kam zwar bereits im Ersten Weltkrieg, zuerst 
1917 in Frankreich, auf.121 Die Nationalsozialisten weiteten ihn jedoch in Rekurs 

113	Die Forschung nutzt deshalb oft die Pluralform „Dolchstoßlegenden“, insbesondere 
dann, wenn es um die unterschiedlichen Rezeptionen und „Verratsvorwürfe“ geht, sie-
he Barth, Dolchstoßlegenden.

114	Zur historischen Kategorie des Erfahrungsraums: Koselleck, Erfahrungsraum. Ihm zu-
folge ist Erfahrung „gegenwärtige Vergangenheit, deren Ereignisse einverleibt worden 
sind und erinnert werden können“, ebd., S. 354. Der Erfahrungsraum bezieht sich nicht 
auf eine singuläre Erfahrung, sondern auf die vielfältige Ausgestaltung und inhaltlich 
unterschiedliche Akzentuierung von Erfahrungen, die sich auch überlagern können.

115	Pöhlmann, Krieg, S. 296; Echternkamp, Kampf, S. 17 [Zitat].
116	Glahn, Kampf, S. 467 [Zitat].
117	Glahn, Wehrrecht, S. 167. So auch Dietz, Militärrecht, S. 3; Rissom, Recht, S. 5–6.
118	Glahn, Wehrrecht, S. 163.
119	Als Beispiel die Lebensmittelversorgung, vgl. Deist, Militär, S. 386–388; Echternkamp, 

Kampf, S. 29.
120	Eine Angst, die das NS-Regime bis 1945 nicht ablegte, siehe Herbert, Nationalsozialis-

ten, S. 25.
121	Siehe Bavendamm, Spionage. Zum „totalen Krieg“ 1914/18 exemplarisch und m. w. N. 

Chickering, Freiburg.
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auf populäre zeitgenössische Vorstellungen, wie sie etwa Erich Ludendorff122 in 
der Zwischenkriegszeit öffentlichkeitswirksam lancierte, erheblich aus und erho-
ben den „totalen Krieg“ zu einem elementaren Bestandteil ihrer Propaganda und 
Kriegspolitik.123 Alle verfügbaren Ressourcen und Lebensbereiche sollten auf die 
Kriegführung ausgerichtet und für diese vereinnahmt werden. So waren Frauen, 
Jugendliche und Senioren beispielsweise in einem viel stärkeren Maße als im Ers-
ten Weltkrieg am Kriegseinsatz im Nationalsozialismus beteiligt.124 Während die 
Heimatfront im Ersten Weltkrieg noch dezidiert „weiblich-schwach“ gegenüber 
der „starken männlichen Front“ konnotiert gewesen war, änderte sich diese Deu-
tung im Zweiten Weltkrieg.125 Die Trennung zwischen militärischen und zivilen 
Sphären, zwischen Soldaten und Zivilisten, zwischen Front und Heimat löste sich 
diesem Verständnis nach auf. Es mündete in dem propagandistisch aufgeladenen 
Diktum der starken Heimatfront, dem die Nationalsozialisten und die Wehrmacht 
– im Verbund mit dem „totalen Krieg“ – in ihrer Kriegspolitik folgten. Eine stabi-
le „innere Front“ markierte in diesem propagandistischen Konzept die Basis und 
Gewähr dafür, die Ziele des „totalen Kriegs“ zu verwirklichen. Das „Totale“ des 
neuen Kriegs bezog sich aber nicht nur auf gesamtgesellschaftliche, militärstrate-
gische, wirtschaftliche und rüstungstechnische Überlegungen.126 Das „Totale“ be-
traf auch die „Entgrenzung des Krieges“127 – sowohl hinsichtlich der rassisch-
politischen und raumbezogenen Kriegsziele der Nationalsozialisten als auch der 
Orte des tatsächlichen Kriegsgeschehens. Denn der Luftkrieg verwandelte die 
Heimat von einer „metaphorische[n] in eine tatsächliche Front“128, wodurch er 
die Zivilbevölkerung an der Heimatfront einer völlig neuen Kriegserfahrung 
unterwarf.

Feindbilder

Zum Standardrepertoire der Heimatfront-Propaganda gehörten „Freund-Feind“-
Formeln, die dazu genutzt wurden, um einerseits gegen Personen und Gruppie-
rungen vorzugehen, die dezidiert aus der „Gemeinschaft“ ausgeschlossen werden 

122	Besonders die 1935 erschienene Schrift „Der totale Krieg“, Ludendorff, Krieg. Zu Lu-
dendorffs Ideen in punkto „totale Mobilmachung“ und „totaler Krieg“: Nebelin, Lu-
dendorff, bes. Kap. 10.

123	Zur Begriffsherkunft: Chickering/Förster, World War, S. 9. Zur Debatte um den Nutz-
wert des „totalen Kriegs“ als Forschungskategorie: Förster, Zeitalter; Chickering/Förster, 
Great War; dies., Shadows; dies./Greiner, World.

124	Vgl. zum Themenkomplex „Frauen in den Weltkriegen und im NS“ aus der Fülle an 
Studien: Hagemann/Schüler-Springorum, Heimat-Front; Bock, Nationalsozialismus; 
Daniel, Arbeiterfrauen; dies., Heimatfronten; Higonnet, Lines; Kramer, Volksgenossin-
nen; Kundrus, Kriegerfrauen; Steinbacher, Volksgenossinnen; Stephenson, Frauen. Zum 
Ausmaß des jeweiligen Arbeitseinsatzes: Hachtmann, Erwerbstätigkeit; Tooze, Ökono-
mie, S. 592.

125	Meteling, Offiziere, S. 422–423 [Zitat]; Daniel, Heimatfronten, S. 399.
126	Ausführlich Heuser, Krieg, S. 212–229; Müller, Krieg; Pöhlmann, Krieg; Priemel, Lern-

versagen.
127	Echternkamp, Kampf, S. 65.
128	Daniel, Heimatfronten, S. 394.
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sollten. Andererseits richteten sie sich gegen jene, die sich dieser vermeintlich 
„geschlossenen Gemeinschaft“ und dem „totalen Krieg“ nicht anzuschließen 
vermochten oder sich nicht genügend dafür einsetzten. In ihnen erblickte das 
NS-Regime jeweils ein Gefahrenpotenzial, das die Stabilität und Homogenität der 
Gemeinschaft zu unterminieren drohte. Als symptomatisch kann das Diktum des 
Rechtswissenschaftlers Carl Schmitt von 1938 gelten: „Totaler Feind, totaler Krieg, 
totaler Staat“129. Der Erfahrungsraum Erster Weltkrieg produzierte hierfür zahl-
reiche interne und externe Feindbilder, die in der Gesellschaft der Weimarer Zeit 
verbreitet waren. Auch die Wehrmacht und Nationalsozialisten implementierten 
diese Feindprojektionen bekanntermaßen in radikaler Form in ihre Deutungen. 
Sie nahmen unter anderem die politische Linke und jüdische Bevölkerung in das 
Fadenkreuz ihrer Propaganda und Verfolgungspolitik. Die Ursprünge dieser 
Stereotypen von „inneren Gegnern“ reichten in Teilen weit in die Zeit vor dem 
Ersten Weltkrieg zurück. Sie wurden nach 1918 jedoch ideologisch neu aufgela-
den und aktualisiert. Zu denken ist etwa auch an das Bild des „Zersetzers“ oder 
der „zersetzenden Elemente“130, welches das Militär bereits im Zuge der Revolu
tion von 1848/49 entwickelt hatte.131 Da vor allem Militärkreise die Hauptschul-
digen für die Kriegsniederlage 1918/19 in Pazifisten und „Zersetzern“ sahen, die 
die Heimat gegen das Militär aufgehetzt und die Soldaten verraten hätten, bezog 
sich ein zentrales Feindbild auf den „Zersetzer“, „(Vaterlands)Verräter“ und 
„Schädling“, nach 1939 oft als „Wehrkraftzersetzer“ und „Wehrmachtschädling“ 
tituliert. Diese Feindbilder entstanden auch als Reaktion auf die Arbeiterstreiks 
und die Soldatenratsbewegung 1918/19, die den zeitgenössischen Antibolschewis-
mus und Antisemitismus stärkten. Die Reichweite des „Zersetzer“-Feindstigmas 
erstreckte sich auch auf die Rechtspraxis. So ermahnte ein Militärrichter seine 
Kollegen in der Zeitschrift für Wehrrecht 1938, dass „jeder ungerechte strafrichter-
liche Spruch auf die Gemeinschaft zersetzend“ wirke.132

Vor dem Hintergrund der zahlreichen Fluchtversuche und Meutereien von 
Soldaten in der Endphase des Ersten Weltkriegs brandmarkte man Deserteure als 
„Drückeberger“, „Kriegshysteriker“ und „Feiglinge“.133 In Mein Kampf charakte
risierte Adolf Hitler Deserteure als „schwache, schwankende oder gar feige 
Burschen“ und erklärte ohne Umschweife: „An der Front kann man sterben, als 
Deserteur muß man sterben.“134 Im Fokus standen dabei Heimat und Ersatzheer, 
denn, wie Hitler darlegte: „Eine Armee von Deserteuren ergoß sich, besonders 
[…] 1918, in Etappe und Heimat und half mit, jene große, verbrecherische Or

129	So der Titel aus dem Jahre 1938: Schmitt, Feind; vgl. hierzu Maier, Aspekte, S. 257–258.
130	Z. B. zeitgenössisch zu finden bei Stock, Militärstrafrechtspflege, S. 358; Ludendorff, 

Krieg, S. 88.
131	Hierzu Messerschmidt, Wehrmachtjustiz, S. 6.
132	Stock, Militärstrafrechtspflege, S. 357.
133	Ausführlich zu den Feindbildern Messerschmidt, Wehrmachtjustiz, S. 17–22. Der 

„Kriegshysteriker“ galt vor dem Hintergrund der im Ersten Weltkrieg massiv aufgetre-
tenen Kriegsneurosen und Shell-Shock-Syndromen sowie den militärpsychiatrischen 
Vorstellungen der Zeit auch als „Psychopath“ und „gefährliches Element“ in der Hei-
mat, vgl. Ebbinghaus, Soldatenselbstmord, S. 491.

134	Hitler, Kampf, S. 587.
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ganisation zu bilden, die wir dann als die Macherin der Revolution […] 1918 
plötzlich vor uns sahen.“135 Die Reserveformationen im Ersten Weltkrieg bildeten 
gerade deshalb eine zentrale Projektionsfläche für Kritik und Enttäuschung, da 
die Desertionen vorrangig in den rückwärtigen Gebieten und nicht an der Front 
aufgetreten waren136, und das Reservewesen fälschlicherweise oft mit der Etappe 
gleichgesetzt wurde. In der Publizistik standen in der Regel die Etappe per se oder 
die Reservetruppen im Fokus der Anklage, weniger die Marine, die aufgrund des 
Kieler Matrosen-Aufstands als Beginn und Sinnbild der Novemberrevolution gel-
ten konnte.137 So bezog sich ein häufiger militärischer Vorwurf etwa darauf, dass 
die Ersatztruppen trotz ihrer Verantwortung nicht imstande gewesen seien, die 
Meutereien und Fluchtversuche zu unterbinden. Stattdessen seien die Verbände 
„nur noch blutleere, schwindsüchtige Gebilde ohne jeden militärischen Wert“ ge-
wesen.138 Die Stimmung sei zudem vorrangig unter den Reservemitgliedern und 
den aus der Heimat zurückkehrenden Urlaubern „verhetzt“ und „schädlich“ ge-
wesen und habe negative Einflüsse auf die rundweg nicht zu kritisierenden Feld-
truppen gehabt.139 Desertion und Kriegsmüdigkeit subsumierte die zeitgenös
sische Kritik unter „Etappenerscheinungen“, die als „Drohszenario“ einen wich
tigen Angst- und Unsicherheitsfaktor in Kreisen der Wehrmacht und der 
NS-Führungsebene markierten.140 Interessant ist in diesem Kontext, dass die Mi-
litärs und Nationalsozialisten den Begriff der „Etappe“ dezidiert mieden und sich 
bemühten, ihn ab 1933 aus dem Sprachgebrauch zu entfernen und folgerichtig in 
keiner Dienstvorschrift verwendeten.141 In ähnlicher Weise gilt dies auch für den 
Begriff „Ersatz“, der besonders unter den Angehörigen des Ersatzheeres selbst ver-
pönt war. So konnte man in einer Wehrmacht-Broschüre 1941 lesen, 

„das Wort Ersatz [habe] keinen guten Klang. Daran ist der Weltkrieg schuld, in dem wir 
auf alle möglichen guten Dinge verzichten und an ihrer Stelle weniger gute oder minder-
wertige hinnehmen mußten, wobei wir das Minderwertige dann ‚Ersatz‘ zu nennen 
pflegten.“142

135	Ebd., S. 588. 
136	Vgl. Deist, Zusammenbruch; Jahr, Soldaten, Kap. III und IV.
137	Wüllner/Messerschmidt, Wehrmachtjustiz, S. 35, zufolge stellte das Trauma des Ersten 

Weltkriegs eine besondere Belastung für die Marine dar. In der Publizistik, u. a. der 
ZfW, finden sich hingegen nur vereinzelt Angriffe auf das Marinewesen und dessen Jus-
tiz. Eine Erklärung hierfür ist, dass die Marinejustiz in der Zwischenkriegszeit nicht 
abgeschafft worden war und sich die Auseinandersetzungen primär um die abgeschaffte 
und proportional größere Heeresjustiz drehten. Zur Marinejustiz zwischen 1919 bis 
1945: Walmrath, Strafgerichtsbarkeit, S. 85–128, bes. S. 90–91.

138	Zit. nach Schmidt, Heimatheer, S. 19, Anm. 54. Schmidt zitiert aus dem Nachlass Gustav 
Böhms, der im Institut für Zeitgeschichte (Signatur ED 87) verwahrt wird, dort: Auf-
zeichnungen, S. 50.

139	Ludendorff, Kriegserinnerungen, S. 492–493. So auch Schwinge, Entwicklung, S. 104–
105.

140	Kroener, Frontochsen, S. 374. Er führt an, dass die Wehrmacht die aus einer Zwangslage 
heraus erfolgten Einberufungen von rund 1,2 Millionen Teilnehmern des Großen 
Kriegs misstrauisch beäugte, weil sie fürchtete, diese könnten die neuen Heeresverbän-
de negativ beeinflussen.

141	So der Befund von Kroener, Frontochsen, S. 374.
142	Stellv. Gen. Kdo. VII, Heimat, S. 2.
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Die Autoren präferierten stattdessen „auffüllen“ und „ergänzen“ als Begrifflich-
keiten, die im Sprachgebrauch bezüglich des Ersatzheeres verwendet werden soll-
ten. Das Heimatfront-Diktum erfuhr also nicht zuletzt auch deshalb eine so große 
Popularität, weil es von den gegebenen Differenzierungen und Problematiken 
zwischen „Front“ und „Heimat/Etappe“ ablenkte. Da im „totalen Krieg“ alle Be-
reiche kriegsrelevant und „Front“ waren, konnte es eine „Etappe“ gar nicht erst 
geben.143 Führt man diesen Gedanken fort, so firmierte die „Etappe“ als ein 
weiteres Feindbild im Zweiten Weltkrieg, das eine Wirkmächtigkeit für die Wehr-
macht und das Ersatzheer besaß, auch wenn der Begriff selbst sich in den Quellen, 
insbesondere aus den Kriegsjahren, nicht nachweisen lässt. Bis Mitte der 1930er-
Jahre beharrten die Kritiker jedoch trotzdem auf einen Gegensatz zwischen der 
Front und der Etappe im Ersten Weltkrieg, so, wenn sie rügten, dass die Militär
gerichte Fälle zu fernab der Front, nämlich „weiter hinten in ganz anderen Ver-
hältnissen“, bearbeitet hätten.144

Im Nationalsozialismus erfolgte eine Verknüpfung jener Fremd-Feind-Stereo-
typen mit dem „neuen Rechtsdenken“ und der konkreten Disziplinierung und 
Strafverfolgung. Die NS- und Wehrmacht-Führung nutzte Feindbilder dazu, um 
Personengruppen und Handlungen, wie etwa unerlaubte Entfernungen oder Un-
gehorsam, zu kriminalisieren und unter verschärfte Beobachtung und Strafverfol-
gung zu stellen. Dem lag der Grundkonsens zugrunde, wie Erich Ludendorff 1935 
schrieb, dass „die totale Politik und die Kriegsführung des totalen Kriegs beson
dere Maßnahmen zu treffen haben“, worunter auch die Gesetzgebung und Ver-
brechenskontrolle fielen.145 Analog zum postulierten gesamtgesellschaftlichen 
Kriegseinsatz und der „Anspannung aller Kräfte“ plädierten die Mitglieder der 
Militärjustiz für eine „im künftigen Krieg notwendige Mobilmachung des gesam-
ten Strafrechts“146 und für ein Militärstrafrecht, das der „kämpfende[n] Volksge-
meinschaft“ und „neue[n] Rechtsgemeinschaft“ Rechnung trage.147 Sie nutzten 
den Ersten Weltkrieg als Negativfolie, um hieraus mahnend zu formulieren, dass 
die zukünftige Militärjustiz gegen die „inneren Gegner“ gewappnet sein müsse. 
Im Verbund mit der modernen, hochtechnisierten Kriegführung sei daher eine 
„schnelle und bewegliche Sacherledigung“ erforderlich.148 Die Ausgangslage und 
handlungsleitende Prämisse für die Wehrmacht und ihre Gerichte verdeutlicht ein 
Schreiben des Oberkommandos des Heeres vom November 1939:

„Disziplin ist die Grundlage der […] Erziehung zum Soldaten. Im Kriege ist ihre eiserne 
Aufrechterhaltung die Voraussetzung für den Endsieg. […] In dem totalen Krieg, den wir 

143	Siehe Kroener, Frontochsen, S. 373.
144	Prominent zu finden u. a. bei Ludendorff, Kriegserinnerungen, S. 492.
145	Ludendorff, Krieg, S. 25.
146	Stock, Militärstrafrechtspflege, S. 356 [Zitat]. Dieser Rückgriff auf die gesamte Mobil-

machung erfolgte in der Publizistik oft in Rekurs auf den von Ernst Jünger 1931 propa-
gierten Begriff der „totalen Mobilmachung“, der u. a. zum Maßstab für die mentale 
Einstellung der Bevölkerung erhoben wurde, und auf Carl Schmitts Überlegungen zum 
„totalen Staat“, vgl. Jünger, Mobilmachung; Schmitt, Feind. Ausführlicher hierzu: Pöhl-
mann, Versailles, S. 347 mit Anm. 86.

147	Hodes, Strafvollstreckung, S. 402 [Zitat 1]; Glahn, Wehrrecht, S. 164 [Zitate 2 und 3].
148	Stock, Militärstrafrechtspflege, S. 361–362.
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zu führen haben, sind Front und Heimat nicht voneinander zu trennen. Soldatischer Geist 
und soldatischer Wille müssen Front und Heimat in fester unerschütterlicher Disziplin zu 
einem unlösbaren Ganzen verbinden. […] In allen Fällen wird sofortiges Durchgreifen 
und eine schnelle und scharfe Bestrafung den erzieherischen Wert und den Abschreckungs-
gedanken am besten erfüllen.“149

Im folgenden Unterkapitel wird darzulegen sein, welche Strukturen die NS- und 
Wehrmacht-Führung in der Zwischenkriegszeit schufen, um diesem Anspruchs-
denken gerecht zu werden. In den Blick gerät die Frage, welche materiell- und 
verfahrensrechtlichen Werkzeuge sie den Militärgerichten für die Kriegszeit an die 
Hand gaben, damit sie – anders als im Ersten Weltkrieg nach Meinung ihrer Vor-
gesetzten – kriegsgerecht, effektiv und schnell agieren konnten.

4. Die Wehrmachtjustiz und ihre materiell- und 
verfahrensrechtlichen Grundlagen im Krieg

Die 1920 erfolgte Abschaffung150 der Militärjustiz und die vielfältigen Debatten 
der Folgejahre über ihre Funktion bedingten eine folgenreiche defensive Position 
vieler Militärjuristen in der Zwischenkriegszeit. Den Verlust ihres Berufs und 
Sozialstatus erlebten sie oft als persönliche Demütigung. Im Verbund mit den Fol-
gen des als Schmach empfundenen Versailler Vertrags, der drastisch reduzierten 
Reichswehr auf ein 100 000-Mann-Heer und den parlamentarischen Kontrover-
sen über die Relevanz einer Militärjustiz gerieten viele „Militärstrafrechtsexper-
ten“ in den 1920er-Jahren in eine Frontstellung zur Weimarer Republik. Sie be-
gannen über die Bedeutung und Neuausrichtung der Militärjustiz eine heftige 
Diskussion.151 Es verwundert daher nicht, dass viele von ihnen das nationalsozia-
listische Regime begrüßten, insbesondere, nachdem es die Militärgerichtsbarkeit 
1934 wiedereingeführt und die Militärjuristen in ihren Augen hierdurch rehabili-
tiert und vielen eine Anstellung verschafft hatte.

Etwa 14 Jahre nach der Abschaffung der Militärjustiz erließ das NS-Regime als 
eine seiner frühen Maßnahmen das „Gesetz über Wiedereinführung der Militär-
gerichtsbarkeit“ vom 12. Mai 1933. Dieses ordnete an, die Militärgerichte auf der 
Grundlage der MStGO von 1898 wieder einzurichten.152 Dem entsprach rund 
sechs Monate später das „Einführungsgesetz zur Militärgerichtsordnung“, das die 
Militärjustiz zum 1. Januar 1934 wieder installierte.153 Die Militärgerichtsbarkeit 

149	Schreiben des Chefs HRüst u BdE, AHA/Ag H Nr. 1822/39 g v. 25. 11. 1939, Betreff: Mi-
litärisches Auftreten von Offizieren, Unteroffizieren und Mannschaften in der Heimat, 
in: BA MA, RH/53-7/v.218b, S. 161–162, hier S. 161.

150	 Vgl. Gesetz betreffend die Aufhebung der Militärgerichtsbarkeit v. 17. 8. 1920, RGBl. 1920, 
S. 1579. Ausgenommen hiervon waren Bordgerichte der Reichsmarine und Strafverfah-
ren im Kriegsfall.

151	Siehe hierzu auch Thomas, Wehrmachtjustiz, S. 26–28. Zum Militär-/Strafrechtsexper-
ten und Expertenbegriff: Kesper-Biermann, Einheit, S. 54–78; Raphael, Experten; zu 
Wissenschaftlern als Experten zwischen 1914 und 1933: Szöllösi-Janze, Wissenschaftler.

152	Gesetz über Wiedereinführung der Militärgerichtsbarkeit v. 12. 5. 1933, RGBl. I 1933, 
S. 264.

153	Einführungsgesetz zur Militärgerichtsordnung v. 4. 11. 1933, RGBl. I 1933, S. 921.
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im Nationalsozialismus etablierte sich in den Folgejahren schrittweise und war 
von zahlreichen Modifizierungen geprägt. 

Ihre Rechtsbasis bildeten während des Zweiten Weltkriegs im materiellen Straf-
recht das MStGB154, das RStGB155 und die Kriegssonderstrafrechtsverordnung 
(KSSVO)156. Nachdem der Entwurf für ein neues Strafgesetzbuch der Wehrmacht 
1935 gescheitert war157, erließen Adolf Hitler und der Chef des OKW, Wilhelm 
Keitel, ergänzend ein neues „Kriegsstrafrecht“: die KSSVO und für das Verfahrens-
recht im Krieg die Kriegsstrafverfahrensordnung (KStVO).158 Hinzu kam im 
Kriegsverlauf eine nahezu unüberschaubare Fülle an „Führerbefehlen“, Erlassen, 
Richtlinien, Verfügungen und Verordnungen der obersten Wehrmachtbehör-
den.159 Hitlers Richtlinie für die Strafzumessung bei Fahnenflucht erwies sich als 
besonders einflussreich in der Rechtsprechung bei Entfernungsdelikten.160 Die 
Militärrichter wendeten außerdem Rechtsvorschriften an, welche der national
sozialistische Gesetzgeber erlassen hatte und von denen auch die zivile Justiz 
regen Gebrauch machte, darunter die Kriegswirtschaftsverordnung, die Volks-
schädlingsverordnung (VVO) und die Verordnung gegen Gewaltverbrecher, die 
vornehmlich bei Eigentums- und Gewaltdelikten zum Einsatz kamen.161

Kleinere militärische Vergehen und Übertretungen regelte dagegen weiterhin 
das Disziplinarstrafrecht, das mit der Wehrmachtdisziplinarstrafordnung (WDStO) 
ab 1942 erstmals für alle Streitkräfte einheitlich galt und im Wesentlichen auf den 
Bestimmungen von 1926 beruhte.162 Vor dem Beginn der NS-Herrschaft hatten 
die Militärjuristen bereits 1926 einen ersten Teilerfolg in ihren Bemühungen ver-

154	MStGB von 1872 in der Fassung der Bekanntmachung v. 16. 6. 1926, RGBl. I 1926, S. 275. 
Ab 1940 galt die VO über die Neufassung des MStGB v. 10. 10. 1940, RGBl. I 1940, S. 1347.

155	RStGB v. 18. 5. 1871, RGBl. 1871, S. 127 in der Fassung der Bekanntmachung 
v. 26. 2. 1896, RGBl. 1876, S. 39. Zur Entstehung der Strafgesetzgebung und Kodifikation 
des RStGB: Kesper-Biermann, Einheit.

156	VO über das Sonderstrafrecht im Kriege und bei besonderem Einsatz (Kriegssonder-
strafrechtsverordnung/KSSVO) v. 26. 8. 1939, RGBl. I 1939, S. 1455.

157	Der Entwurf war angesichts der ebenfalls gescheiterten allgemeinen Strafrechtsreform 
nicht verabschiedet worden, da Letztere u. a. keine Zustimmung der NSDAP gefunden 
hatte und sich aufgrund der politischen Entwicklungen verzögerte. Die Einführung der 
KSSVO 1938 bedingte, dass die Gesetzgeber das Vorhaben eines neuen MStGB auf die 
Nachkriegszeit verschoben. Vgl. hierzu Brümmer-Pauly, Desertion, S. 77–79.

158	VO über das militärische Strafverfahren im Kriege und bei besonderem Einsatz (Kriegs-
strafverfahrensordnung/KStVO) v. 26. 8. 1939, RGBl. I 1939, S. 1457.

159	Vgl. hier nur die Übersicht bei: Absolon, Wehrmachtstrafrecht, Inhaltsverzeichnis, S. V–X, 
die aber lediglich einen Ausschnitt der zahlreichen Verordnungen, Erlasse etc. darstellt.

160	Vgl. Kap. III.1; Richtlinien des Führers und Obersten Befehlshabers der Wehrmacht für 
die Strafzumessung bei Fahnenflucht v. 14. 4. 1940, Amtliche Fußnote zu § 70 MStGB 
v. 10. 10. 1940, RGBl. I 1940, S. 1353, Abschnitt I A2, abgedruckt in: Absolon, Wehr-
machtstrafrecht, S. 77–78.

161	KriegswirtschaftsVO v. 4. 9. 1939, RGBl. I 1939, S. 1609; VO zur Ergänzung der Kriegs-
wirtschaftsVO v. 25. 3. 1942, RGBl. I 1942, S. 147; VO gegen Volksschädlinge (VVO) 
v. 5. 9. 1939, RGBl. I 1939, S. 1679; VO gegen Gewaltverbrecher v. 5. 12. 1939, RGBl. I 
1939, S. 2378.

162	Wehrmachtdisziplinarstrafordnung (WDStO) v. 6. 6. 1942. Bis dahin galt für jede Waf-
fengattung eine eigene Disziplinarstrafordnung, wie etwa die Disziplinarstrafordnung 
für das Reichsheer (HDStO) v. 18. 5. 1926. Die WDStO wurde lediglich als Druckvor-
schrift publiziert und trat zum 1. 12. 1942 in Kraft, vgl. HVBl. 1942, S. 354.
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zeichnen können, ein verloren gegangenes Terrain zurückzugewinnen. Denn das 
„Gesetz zur Vereinfachung des Militärstrafrechts“ überführte zahlreiche Straf
tatbestände des MStGB in das Disziplinarrecht und entzog sie damit wieder der 
ordentlichen Gerichtsbarkeit und zivilen Kontrolle.163 Es wurde ergänzt durch die 
„Disziplinarstrafordnung für das Reichsheer“, die Disziplinarvergehen ahndete.164 
Leichte militärische Vergehen konnten dadurch bereits seit 1926 wieder truppen-
intern durch einen Vorgesetzten mit Disziplinarstrafgewalt geahndet werden, 
ohne dass dafür die Gerichte involviert werden mussten. Als Disziplinarübertre-
tungen definierte die WDStO „vorsätzliche oder fahrlässige Verstöße (Handlun-
gen und Unterlassungen) gegen die militärische Zucht und Ordnung, die unter 
kein Strafgesetz fallen“, sowie „Verstöße gegen Strafgesetze, wenn sie gerichtlich 
nicht bestraft werden“.165 Hierunter fielen etwa die Übertretung des Zapfen-
streichs oder des Urlaubs, das Nichterweisen einer Ehrenbezeigung, einfacher 
Ungehorsam, Belügen eines Vorgesetzten oder die nachlässige Ausführung einer 
Dienstverrichtung.166 Das Spektrum der Strafen reichte von dem strengen Ver-
weis, der Soldverwaltung, Geldstrafen über Urlaubssperren, Ausgangsbeschrän-
kungen und Wachdiensten bis hin zu Strafexerzieren, mehrtägigen oder mehrwö-
chigen Arreststrafen sowie Ehrenstrafen.167 In der Praxis traten Grenzfälle auf, bei 
denen nicht klar geregelt oder ersichtlich war, ob sie disziplinarisch oder straf-
rechtlich zu ahnden waren. Das Wehrmachtgericht markierte das letzte Glied in 
der strafrechtlichen Verfolgungskette des Militärs und gab nur einen geringen 
Prozentsatz an Strafsachen zur disziplinaren Ahndung zurück an die Truppe.168 

Das Militärstrafgesetzbuch

Die normative Grundlage der Wehrmachtjustiz beruhte im Wesentlichen auf der 
Fassung des MStGB vom 20. Juni 1872, welches das Militärstrafrecht seinerzeit 
erstmals systematisiert und reichsweit vereinheitlicht hatte.169 Sein Aufbau orien-

163	Gesetz zur Vereinfachung des Militärstrafrechts v. 30. 4. 1926, das am 1. 8. 1926 in Kraft 
trat. Heeres-Verordnungsblatt (HVBl.) 1926, S. 55. Die Vorgänge waren nach dem Ers-
ten Weltkrieg angesichts der außer Kraft gesetzten Militärjustiz in den Zuständigkeits-
bereich der ordentlichen Gerichte gefallen. Ausführlich hierzu Prinz, Einfluss, S. 202–
208; Wohlfeil, Heer, S. 103–104.

164	Gemäß § 1 der Disziplinarstrafordnung für das Reichsheer v. 18. 5. 1926, RGBl. II 1926, 
S. 265, die am 1. 8. 1926 in Kraft trat. Ihr Aufbau orientierte sich an der Heeresdiszipli-
narstrafordnung v. 11. 12. 1921, HVBl. v. 23. 12. 1921, Nr. 216. Neu waren die Einfüh-
rung der Geldstrafe als Sanktion und die Anhörung von Vertrauensmännern vor Ver-
hängung der Disziplinarstrafe, siehe Prinz, Einfluss, S. 209–210.

165	§ 2 WDStO.
166	Vgl. Scherer/Schattenberg, WDStO, S. 67–88.
167	Vgl. §§ 4–12 WDStO.
168	Vgl. Kap. II.3, Abschnitt „Gerichtliche Abgaben zur disziplinaren Erledigung“.
169	Es trat am 1. 10. 1872 in Kraft, siehe Einführungsgesetz zum Militär-Strafgesetzbuche 

für das Deutsche Reich. Vom 20. 6. 1872, RGBl. 1872, S. 173, und bestand mit nur 
geringfügigen Veränderungen bis 1918 und weiteren Modifizierungen ab 1926 auch 
während des Zweiten Weltkriegs fort. Zur Militärjustiz im Kaiserreich und zu den Re-
formbewegungen: Kesper-Biermann, Reformen, S. 134–135 m. w. N., S. 140–145; Jahr, 
Gewöhnliche Soldaten, S. 43; Messerschmidt, Wehrmachtjustiz, S. 1–8.
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tierte sich stark am Strafgesetzbuch für das Deutsche Reich (RStGB), um im Zuge 
der Reformbewegungen des 19. Jahrhunderts das Militärstrafrecht formal an das 
allgemeine Strafrecht anzugleichen.170

Der Geltungsbereich des MStGB bezog sich sachlich auf spezifisch militärische 
Verbrechen und Vergehen, worunter etwa die unerlaubte Entfernung, Unge
horsam oder militärischer Diebstahl fielen.171 Das MStGB differenzierte zudem 
erstmals zwischen mobilen Feld- und immobilen Reservetruppen und galt zeit
genössisch im internationalen Vergleich bemerkenswerterweise als eines der 
vergleichsweise „mildesten“ Strafgesetzbücher jener Zeit, da die Gesetzgeber die 
Strafmaße für viele Straftatbestände, darunter Fahnenflucht, reduziert hatten.172

Diese Einschätzung kann für die Zeit des Zweiten Weltkriegs nicht mehr gelten. 
Nach der Wiedereinführung der Militärjustiz 1933 änderten die Gesetzgeber das 
Militärstrafgesetzbuch dreimal um. Die zunächst geringfügigen Modifizierungen 
betrafen einzelne Straftatbestände, militärische Ehrenstrafen und infolge der 1935 
eingeführten Wehrpflicht Begrifflichkeiten und neue Zuständigkeiten bezüglich 
der Wehrpflichtigen und der Dienstentlassung.173 Einen vergleichsweise ein-
schneidenden Charakter besaß hingegen die Novellierung des MStGB,174 die nach 
dem Westfeldzug im Oktober 1940 erfolgte und das MStGB bis Februar 1945 
letztmalig abänderte. Den Hintergrund bildete die Einschätzung der Wehrmacht, 
dass die Strafdrohungen aus dem alten MStGB nicht mehr ausreichten, um den 
Bedürfnissen des Krieges zu entsprechen, wie die ersten Kriegsmonate gezeigt hät-
ten.175 Die wichtigsten Änderungen bezogen sich deshalb auf einen erweiterten 
Sanktionsrahmen für im Felde begangene Straftaten, die drohten, das militärische 
Gefüge zu gefährden. So führte die Neufassung des MStGB zum Beispiel für 
Kriegsverrat, Selbstverstümmelung, Gehorsamsverweigerung oder Wachverfeh-
lung (§§ 57, 81, 94, 141 MStGB) die Todesstrafe ein und setzte die Tatbestandsvo-

170	Dies gilt besonders für den Allgemeinen Teil des Strafgesetzbuches für das Deutsche 
Reich (RStGB) v. 15. 5. 1871, RGBl. 1871, S. 127–142.

171	Unter militärische Vergehen und Verbrechen fielen: „Hoch-, Landes- und Kriegsverrat“ 
(§§ 56–61 MStGB), „unerlaubte Entfernung und Fahnenflucht“ (§§ 64–80 MStGB); 
„Selbstbeschädigung und Vorschützung von Gebrechen“ (§§ 81–83 MStGB); „Feigheit“ 
(§§ 84–88 MStGB), „strafbare Handlungen gegen die Pflichten der militärischen Unter-
ordnung“ (§§ 89–113 MStGB); „Missbrauch der Dienstgewalt“ (§§ 114–126 MStGB); 
„widerrechtliche Handlungen im Felde gegen Personen oder Eigentum“ (§§ 127–136 
MStGB). Weitere Abschnitte des MStGB bildeten „Gefährdung der Kriegsmacht im Fel-
de“ (§§ 62–63 MStGB); „Verletzung von Dienstpflichten bei Ausführung besonderer 
Dienstverrichtungen“ (§§ 139–145 MStGB); „sonstige Handlungen gegen die militäri-
sche Ordnung“ (§§ 146–152 MStGB).

172	Vgl. §§ 1 bis 4 MStGB. Zum internationalen Vergleich: Vgl. Jahr, Soldaten, S. 81; ders., 
Militärjustiz, S. 326.

173	Die Änderungen datierten v. 26. 5. 1933, RGBl. I 1933, S. 297; 23. 11. 1934, RGBl. I 1934, 
S. 1165, und 16. 7. 1935, RGBl. I 1935, S. 1021. Sie bezogen sich u. a. auf die Abänderung 
der §§ 112 MStGB (Zweikampf), 31a (Entfernung aus dem Heer), 37a (Dienstent-
lassung), 43a (Amtsverlust), 57 und 59 MStGB (Landesverrat) sowie auf Begrifflichkeit-
en, wie etwa die Umbenennung in Wehrmacht. 1935 unterstellte § 6 MStGB auch die 
Wehrpflichtigen der Militärgerichtsbarkeit. Weitere Änderungen bezogen sich auf die 
Dienstentlassung (§§ 34, 37, 39, 114, 117, 119 MStGB).

174	VO über die Neuordnung des MStGB v. 10. 10. 1940, RGBl. I 1940, S. 1347.
175	Vgl. OKH, Gesetzesdienst, S. 34.
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raussetzungen für Delikte, die bereits mit der Todesstrafe geahndet werden konn-
ten, herunter, wie etwa bei Plünderung (§ 129 MStGB).176 Die Strafdrohungen 
wurden zudem vielfach erweitert. Bei der unerlaubten Entfernung (§ 64 MStGB) 
reichte der Strafrahmen von ursprünglich zwei nun bis zu zehn Jahren Festungs-
haft oder Gefängnis. Außerdem entfielen die Legaldefinitionen, etwa §§ 11–13 
MStGB, die bestimmten, was unter den Tatbestandsmerkmalen „vor dem Feinde“, 
„im Felde“, „unter den Waffen“ oder „vor versammelter Mannschaft“ zu verstehen 
war. Der ehemalige Wehrmachtjurist Werner Hülle begründete dies damit, dass 
die Legaldefinitionen durch den „totalen Krieg“ „veraltet“ gewesen seien.177 Mili-
tärjuristen bemängelten ferner die zu geringen Strafdrohungen, die überzogenen 
Strafschärfungsgründe und die komplizierten Ehrenstrafen, die dem neuen 
Rechtsdenken der NS-Zeit angepasst werden müssten.178 Die Novellierung des 
MStGB berücksichtigte diese Kritikpunkte schließlich mit dem Ziel, die Recht-
sprechung im Krieg zu vereinfachen und den Zuständigkeitsbereich der Militär-
justiz auszudehnen.

Das MStGB stellte in seinem Anwendungsbereich eine lex specialis zum RStGB 
dar, indem es wie schon im Kaiserreich Vorrang gegenüber dem allgemeinen, 
nichtmilitärischen Recht besaß. Strafbare Handlungen, wie etwa Urkundenfäl-
schungen, die das MStGB nicht regelte, konnten hingegen per allgemeinem Straf-
recht geahndet werden, worauf im Folgenden näher eingegangen wird.

Das Reichsstrafgesetzbuch

Auch im allgemeinen Strafrecht setzte sich die Kontinuität auf der materialrecht-
lichen Ebene fort, besaß das RStGB von 1871 doch weiterhin seine Gültigkeit.179 
Die Rechtsgrundlage bestand für die Wehrmachtjustiz zwar vorrangig im MStGB 
und der KSSVO, während das RStGB nur eine Ergänzung bildete. Die Militär
richter wendeten aber oft Rechtsnormen aus dem RStGB an, insbesondere bei 
Verbrechen und Vergehen gegen die Sittlichkeit (§§ 171–184 RStGB), bei Körper-
verletzung (§§ 223–233), Diebstahl und Unterschlagung (§§ 242–248) sowie bei 
Urkundenfälschung (§§ 267–280). Darüber hinaus nutzten sie die allgemeinen 
strafrechtlichen Bestimmungen über den Versuch (§§ 43–46) und die Teilnahme 
(§§ 47–50) an einer Straftat. Grundsätzlich war für die Richter jedoch handlungs-
leitend, dass das „subsidiäre“ RStGB nur dann anzuwenden war, wenn das MStGB 
keine eigenen Bestimmungen bereithalte und nichts „Abweichendes“ anordne.180 
Erich Schwinge hob in seinem breit rezipierten Gesetzeskommentar auf den Cha-
rakter des MStGB als Sonderstrafrecht ab. Zugleich berief er sich auf das Reichs-
militärgericht, demzufolge das MStGB kein abgeschlossenes Gesetz, sondern viel-
mehr ein „Ergänzungsgesetz“ bilde, das „zwar den militärischen Bedürfnissen 

176	Vgl. Übersichten bei Walmrath, Strafgerichtsbarkeit, S. 166–167; Absolon, Wehrmacht-
strafrecht, S. 2–45.

177	Hülle, Kriegsgesetze, Sp. 1209.
178	OKH, Gesetzesdienst, S. 33–34.
179	RStGB v. 15. 5. 1871 in der Fassung der Bekanntmachung v. 26. 2. 1876, RGBl. 1876, 

S. 39.
180	Schwinge, Militärstrafgesetzbuch, S. 24–25.
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entsprechend mit derogatorischer Kraft Sonderbestimmungen trifft, sonst jedoch 
den gemeinschaftlichen Boden des allgemeinen Strafrechts nicht verläßt“.181 We-
sentlich war, wie ein Richter jeweils die in § 2 MStGB festgelegte „entsprechende 
Anwendung“ des RStGB auslegte. Schwinge hielt sie für gegeben, wenn die „Vor-
schriften des RStGB insoweit in Betracht kommen, als die besonderen Bedürfnisse 
der Wehrmacht, insbesondere die Belange der militärischen Mannszucht damit 
vereinbar sind […]. Dementsprechend muß jede Norm des bürgerlichen Straf-
rechts daraufhin untersucht werden, ob sie in das Gefüge des Wehrrechts hinein
paßt.“182 Auch wenn sich das militärische dem bürgerlichen Strafrecht seit dem 
Kaiserreich annäherte, war die Militärjustiz im Nationalsozialismus doch weiter-
hin davon geprägt, auf ihre Eigenständigkeit zu beharren und den Primat zu beto-
nen, den das zweckorientierte, militärische Denken und Handeln gegenüber der 
zivilen Sphäre und der Frage, welche Rechtsnormen wie anzuwenden waren, 
haben sollte. Handlungsleitend war dabei stets, das Militärstrafrecht für die Er
fordernisse des Kriegs und die Ziele der NS-Politik flexibel, vereinfachend und 
dabei zugleich rigide-abschreckend zu gestalten.

Die Kriegssonderstrafrechtsverordnung

Weitere ergänzende Bestimmungen zum MStGB erließen Hitler und das OKW im 
Kontext der Angriffsvorbereitungen auf die Tschechoslowakei im Sommer 1938. 
Das neue „Kriegssonderstrafrecht“ blieb als Bestandteil der Mobilmachungspläne 
zunächst geheim und trat erst am 26. August 1939 in Kraft.183 Die KSSVO erwei-
terte die Rechtsgrundlagen und passte diese den Kriegsbedingungen weiter an, da 
das „geltende Recht“ nach Meinung der Gesetzgeber für den Krieg nicht genügte 
und daher ein „Notbehelf“ eingeführt werden müsse, der „nur die bedenklichsten 
Lücken“ schließe, bis das neue Strafgesetzbuch und Militärstrafgesetzbuch ver
abschiedet seien.184 Die Entstehung und Zielsetzung der KSSVO sind vor dem 
Erfahrungshintergrund des Ersten Weltkriegs zu sehen. So mahnte der Erläute-
rungstext zur KSSVO dezidiert: „Die Erfahrungen des Weltkrieges zwingen zu 
einer strengen Handhabung dieser Vorschriften.“185 Bis zum Oktober 1944 wurde 
die KSSVO insgesamt sechsmal abgeändert.186 Sachlich besaß sie Vorrang gegen-

181	Ebd., S. 23 und S. 22 [Zitat].
182	Ebd., Militärstrafgesetzbuch, S. 23 [Zitat]. § 2 MStGB im Wortlaut: „Diejenigen Bestim-

mungen, welche nach den Vorschriften des Deutschen Strafgesetzbuches in Beziehung 
auf Verbrechen und Vergehen allgemein gelten, finden auf militärische Verbrechen und 
Vergehen entsprechende Anwendung.“

183	VO über das Sonderstrafrecht im Kriege und bei besonderem Einsatz (Kriegssonder-
strafrechtsVO, kurz KSSVO) v. 17. 8. 1938, RGBl. I 1939, S. 1455.

184	Erläuterungen zur VO über das Sonderstrafrecht im Kriege und bei besonderem Ein-
satze, abgedruckt in: Absolon, Wehrmachtstrafrecht, S. 51–56, hier S. 51 [Zitat]. Im sel-
ben Tenor auch: OKH, Gesetzesdienst, S. 33–34. So wurde auch bei der KStVO das Vor-
läufige betont, da „[…] niemand ein verläßliches Bild von den Erscheinungsformen 
eines langen Krieges [habe]“, Hülle, Einführung, S. 239 [Zitat].

185	Erläuterungen, in: Absolon, Wehrmachtstrafrecht, S. 54.
186	 Sechs ErgänzungsVOs zur KSSVO v. 1. 11. 1939, 27. 2. 1940, 10. 10. 1940, 15. 8. 1942, 31. 3.  

1943, 5. 5. 1944 und 10. 10. 1944, abgedruckt in: Absolon, Wehrmachtstrafrecht, S. 57–62.
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über dem MStGB und erweiterte dieses in beträchtlichem Maße. § 1 KSSVO re-
gelte aber zugleich, dass die Bestimmungen des RStGB weiterhin für alle Personen 
gültig blieben, die dem MStGB unterworfen waren. Eine elementare Neuregelung 
barg Absatz 2, der ausdrücklich Straftaten mit einbezog, die Wehrmachtangehöri-
ge im Ausland begangen hatten. Hierdurch war die Militärjustiz befugt, Vergehen 
der Soldaten in den besetzten Gebieten eigenständig zu verfolgen. Die „Blankett-
strafnorm“ in § 4 KSSVO forcierte dies, indem sie bei Zuwiderhandlungen gegen 
die für die besetzten Gebiete erlassenen Verordnungen Zuchthausstrafen vorsah. 
Der Paragraph versetzte den Gerichtsherren darüber hinaus in die Lage, Verfahren 
gegen Zivilisten in den besetzten Gebieten einzuleiten.187

Für die Kriegszeit führte die KSSVO drei weitere neue Straftatbestände mit der 
Todesstrafe als Regelstrafmaß ein: Spionage (§ 2), Freischärlerei (§ 3) und Zerset-
zung der Wehrkraft (§ 5 KSSVO). Letzterer sollte im Kriegsverlauf besonders ein-
flussreich werden. Zugleich erhöhte die KSSVO die Strafdrohungen für unerlaub-
te Entfernung und Fahnenflucht und schränkte die Ehrenstrafen ein, indem sie 
die Dienstentlassung durch den Rangverlust ersetzte.188 Die neuen Rechtsnormen 
sollten, so die Erläuterungen der Gesetzgeber, den für die „Schlagfertigkeit und 
die Sicherung der Wehrmacht“ notwendigen „Rechtsschutz“ stärken und auf-
grund der Erfahrungen des Ersten Weltkrieges streng angewendet werden.189 De 
facto war die KSSVO Ausdruck des bereits skizzierten neuen Rechtsdenkens im 
Nationalsozialismus. Sie lieferte den Wehrmachtrichtern ein flexibles Instrument, 
das ihnen zahlreiche Handlungsspielräume erschloss, da die Bestimmungen ei-
nerseits die Zugriffsmöglichkeiten der Militärjustiz erheblich ausweiteten, ande-
rerseits aber auch deutungsoffene Rechtsnormen beinhalteten, worauf die Unter-
suchung der Urteilspraxis noch detailliert eingehen wird.

Die Ergänzungsverordnungen forcierten jene Flexibilität, indem sie unter ande-
rem die Strafschärfungsnormen sukzessive ausdehnten. Der in der Forschung viel 
diskutierte § 5a KSSVO vom November 1939 entwickelte diesbezüglich eine be-
sondere Relevanz in der Spruchpraxis der Wehrmachtgerichte. Er erlaubte die 
„Überschreitung des regelmäßigen Strafrahmens“ durch Zuchthaus- und Todes-
strafen bei Straftaten „gegen die Manneszucht oder [gegen] das Gebot solda
tischen Mutes“, sofern „es die Aufrechterhaltung der Manneszucht oder die Si-
cherheit der Truppe erfordert“.190 Mit dieser Strafzumessungsnorm waren die 
Militärrichter imstande, jegliche Vergehen von Wehrmachtangehörigen gegen die 
militärische Ordnung zu ahnden. Sie konnten den Strafrahmen zudem bis zur 

187	Eine „Blankettstrafnorm“ enthält selbst kein Tatbild, sondern verweist auf andere Vor-
schriften, die damit Teil des Straftatbestands werden. Alternativ konnte der Gerichts-
herr zudem gemäß § 3 Abs. 1 KStVO Verfahren „gegen Ausländer und Deutsche wegen 
aller von ihnen im Operationsgebiet begangenen Straftaten“ einleiten, wenn „ein Be-
dürfnis der Kriegsführung dies gebietet“ (Abs. 2), siehe hierzu ausführlich Thomas, 
Wehrmachtjustiz, S. 70.

188	§§ 64, 67, 70 MStGB. Für unerlaubte Entfernung waren Freiheitsstrafen bis zu zehn 
Jahren Gefängnis oder Festungshaft vorgesehen, für Fahnenflucht lebenslanges oder 
zeitiges Zuchthaus sowie die Todesstrafe.

189	Vgl. Erläuterungen, in: Absolon, Wehrmachtstrafrecht, S. 51 und 54.
190	§ 5a KSSVO. Erste VO zur Ergänzung der KSSVO v. 1. 11. 1939, RGBl. I 1939, S. 2131.
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Todesstrafe voll ausschöpfen, da die Begriffe „Manneszucht“, „soldatischer Mut“, 
„Sicherheit der Truppe“ definitionsoffen waren und entsprechend für die unter-
schiedlichsten Tatbilder herangezogen werden konnten. Hintergrund der Entste-
hung des § 5a KSSVO war erneut das Bestreben der Gesetzgeber, eine „Übergangs-
vorschrift“ zu schaffen, die den Strafrahmen an die Kriegsbedingungen anpasste, 
da das MStGB einer „wirksame[n] Bekämpfung von Schädlingen“ nicht gerecht 
werde.191 Im Mai 1944 erlaubte eine weitere Abänderung des § 5a KSSVO, dass 
sogar alle „Taten, die vor dem Inkrafttreten dieser Verordnung begangen“ worden 
waren, auch rückwirkend belangt werden konnten, sofern sie „einen schweren 
Nachteil oder eine ernste Gefahr für die Kriegsführung oder die Sicherheit des 
Reiches“ verursacht hatten.192

Die Anwendungsmöglichkeiten des § 5a KSSVO fächerten die Gesetzgeber im 
Kriegsverlauf also immer weiter auf, was Christoph Jahr zutreffend als eine we-
sentliche Komponente der „Totalisierung des juristischen Zugriffs“ beschrieben 
hat.193 Diese bezog sich nicht nur auf einen erheblich ausgedehnten militär
gerichtlichen Anwendungsbereich im Hinblick auf die neuen Straftatbestände 
und teils drastisch erhöhten Strafdrohungen des abgeänderten MStGB und der 
KSSVO. Auch der Geltungsbereich der Militärgerichte erweiterte sich. Alle militä-
rischen Straftaten und alle Wehrmachtangehörigen, einschließlich der Beamten 
und Wehrpflichtigen, das Wehrmachtgefolge, die Kriegsgefangenen und fallweise 
auch Zivilisten unterlagen nun der Militärgerichtsbarkeit.194 Die Novellierungen 
und Neueinführungen im materiellen Militärstrafrecht entstanden mit der Inten-
tion, die Militärjustiz auf die Kriegssituation einzustellen und an diese anzupas-
sen. Doch auch nach den bereits seit der Vorkriegszeit bestehenden Bestimmun-
gen galt es als „Pflicht des Richters, auch die alten Vorschriften im Geist der na
tionalsozialistischen Rechtserneuerung auszulegen und fortzubilden“, wie es der 
Gesetzesdienst der Wehrmacht 1940 postulierte.195 

Was genau unter „nationalsozialistischer Rechtserneuerung“ verstanden wer-
den sollte, lässt sich definitorisch kaum fassen.196 Im Wesentlichen zielte sie darauf 
ab, das Rechtswesen mit der NS-Ideologie und dem Führerprinzip in Einklang zu 
bringen. Dies verdichtete sich in einem „neuen Rechtsdenken“ von vermeintlich 
„konkreten Ordnungen“ (Carl Schmitt), die absolute Priorität gegenüber der all-
gemeinen Rechtsnorm besaßen, individualrechtliche Traditionen ablösten und 
auf dem vage gehaltenen Entwurf einer völkischen Lebens- und Gemeinschafts-

191	Erläuterungen, in: Absolon, Wehrmachtstrafrecht, S. 55.
192	§ 5a KSSVO. Fünfte VO zur Ergänzung der KSSVO v. 5. 5. 1944, RGBl. I 1944, S. 115.
193	 Jahr, Militärjustiz, S. 325.
194	Gesetzlich verankert in §§ 2 und 3 KStVO sowie §§ 4–10 MStGB.
195	OKH, Gesetzesdienst, S. 35.
196	Die Problematik beruht u. a. darauf, dass es schwierig ist, der NS-Strafjustiz genuine 

Attribute ohne Rückgriffe auf Vorläufer zuzuschreiben und die „nationalsozialistische 
Weltanschauung“ ebenfalls inhaltlich nicht exakt zu definieren ist, hierzu Werle, Justiz-
Strafrecht, S. 41–48. Eine Synthese der Problematik und Spezifika des „NS-Rechts“ und 
Strafrechtdenkens im Nationalsozialismus bietet Anders, Strafjustiz, S. 20–35, die be-
wusst von „idealtypischen Grundzügen der NS-Strafjustiz spricht“, ebd., S. 20; Wagner-
Kern, Quellen, S. 86–92.
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ordnung basierten.197 Sie firmierte, wie bereits skizziert, unter dem Schlagwort 
der „Volksgemeinschaft“, Schicksals- und Wehrgemeinschaft, die dem Willen des 
„Führers“ und dem „gesunden Volksempfinden“ entsprach.198 Die sogenannte 
Analogienovelle führte 1935 den Begriff des „gesunden Volksempfindens“ in das 
materielle Strafrecht ein und beseitigte das Analogie- und Rückwirkungsver-
bot.199 Fortan konnte jedes Gesetz außerhalb des eigentlichen Wortlauts ausgelegt 
werden, sofern „das gesunde Volksempfinden“ eine Strafe verlangte. § 4 VVO er-
möglichte zudem die „Überschreitung des regelmäßigen Strafrahmens […], wenn 
dies das gesunde Volksempfinden wegen der besonderen Verwerflichkeit der 
Straftat erfordert“.200 Gesetzesverstöße konnten die Militärrichter mit diesem 
Rüstwerkzeug als Gefahr für die Kriegführung, aber auch als Verletzung der 
Pflichten gegenüber der „Volksgemeinschaft“ ahnden. Dies schuf die Basis, um im 
Krieg gegen „Gemeinschaftsfremde“201 strafrechtlich vorzugehen.

Die Kriegsstrafverfahrensordnung als verfahrensrechtliche 
Grundlage

Auch das Verfahrensrecht passten die Gesetzgeber den Kriegsbedingungen an. 
Hier schufen sie „zur Sicherung der Wehrmacht und des Kriegszwecks“ mit der 
Ende August 1939 implementierten KStVO ein schnelles, personalsparendes, ver-
einfachtes und „besonders beweglich gestaltetes Verfahren“, dessen Modalitäten 
bis Januar 1945 allerdings elf Novellierungen erfuhren.202 Die intendierte Beweg-
lichkeit äußerte sich beispielsweise darin, dass die KStVO in Teilen lediglich den 
„Charakter von Anweisungen“ besaß, die nicht „unbedingt zwingend“ waren. Das 
Gericht konnte von ihnen abweichen, „soweit sich die Vorschriften mit dem Ver-
fahren der Wehrmachtgerichte befassen“. Dies bezog sich vor allem auf das ge-

197	Vgl. hierzu die programmatische Schrift von Freisler/Gürtner, Strafrecht, bes. der Bei-
trag Freisler, Strafrecht. Eine Vorreiterrolle im nationalsozialistischen Rechtsdenken 
kam den größtenteils bereits vor 1933 formulierten Überlegungen von Carl Schmitt 
und Karl Larenz zu. Hierzu Anders, Strafjustiz, S. 22–23; und ausführlich Günther, Ord-
nungsdenken.

198	Zu den „Gemeinwohl“-Formeln und Gemeinschaftsvorstellungen im NS-Recht siehe 
Stolleis, Gemeinwohlformeln; ders., Gemeinschaft.

199	Gesetz zur Änderung des Strafgesetzbuches v. 28. 6. 1935, RGBl. I 1935, S. 839. 
200	§ 4 VVO, RGBl. I 1939, S. 1679. In die KSSVO fand die Kategorie des „gesunden Volks-

empfindens“ erst im Mai 1944 Eingang, siehe 5. VO zur Ergänzung der KSSVO 
v. 5. 5. 1944, RGBl. I 1944, S. 115.

201	Ausführlich zum Rechtsdenken gegenüber „Gemeinschaftsfremden“ im NS und den 
zwischen 1941 und 1944 entstandenen Entwürfen für ein sog. Gemeinschaftsfremden-
gesetz Werle, Justiz-Strafrecht, S. 619–645.

202	Die VO über das militärische Strafverfahren im Kriege und bei besonderem Einsatz 
(Kriegsstrafverfahrensordnung/KStVO) v. 17. 8. 1938, RGBl. I 1939, S. 1457, ersetzte die 
Militärstrafgerichtsordnung v. 1. 12. 1898, RGBl. 1898, S. 1189. § 1 KStVO [Zitat 1]; Er-
läuterungen zur VO über das militärische Strafverfahren im Kriege und bei beson
derem Einsatz, abgedruckt in: Absolon, Wehrmachtstrafrecht, S. 179–189, hier S. 179 
[Zitate 2, 3]. Die Novellierungen datierten vom 19. und 26. 9. 1938, 11. 8. 1939, 1., 11. 
und 21. 11. 1939, 18. 5. 1940, 4. 7. 1942, 12. 7. 1943, 23. 6. 1944 und 11. 1. 1945, abge-
druckt in: Absolon, Wehrmachtstrafrecht, S. 191–216.
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richtliche Ermittlungsverfahren. Davon ausgenommen war die Gerichtsverfas-
sung. Sofern die KStVO keine Bestimmungen bereithielt, sollte sich das Gericht 
an den „Grundsätzen der Militärstrafgerichtsordnung“ orientieren.203

Das neue Verfahrensrecht bildete eine weitere Komponente der angesproche-
nen „Totalisierung“ der militärgerichtlichen Zuständigkeit, da es den Geltungsbe-
reich der Wehrmachtjustiz erheblich ausdehnte: Es schloss fortan auch die nicht 
zum aktiven Wehrdienst einberufenen Wehrpflichtigen des Beurlaubten-Stands, 
das Wehrmachtgefolge sowie deutsche und ausländische Personen, die im Opera-
tionsgebiet Straftaten begangen hatten, mit ein. Dies traf auch auf alle Personen 
zu, die gegen §§ 3–5 KSSVO verstießen oder wegen Hoch- und Landesverrats oder 
Wehrmittelbeschädigung angeklagt wurden.204 Vor welches Gericht ein Wehr-
machtangehöriger gestellt wurde, hing davon ab, welchem Befehlshaber und Ge-
richtsherrn er unterstellt war. Dessen Zuständigkeit leitete sich daraus ab, wel-
chem militärischen Verband und welcher Rangstufe der Angeklagte angehörte.

Als zentrale Neuerung unterschied die KStVO fortan außerdem nicht mehr 
zwischen mobilen und immobilen Truppen, sondern kannte – wie bereits vor 
dem Ersten Weltkrieg – nur noch ein Verfahren für die gesamte Wehrmacht und 
alle ihr unterstellten Personen.205 Der Instanzenweg entfiel mit Kriegsbeginn. Alle 
Gerichte waren erstinstanzlich. Ihre Urteile hießen Feldurteile bzw. in der Marine 
Bordurteile. Die überwiegende Mehrheit der Verfahren bearbeiteten die Militär-
gerichte der jeweiligen Teilstreitkräfte auf Ebene der Korps, Divisionen, Komman-
danturen und Befehlshaber.

Einzuhalten war dabei in jedem Fall § 1 Abs. 2 KStVO. Dieser sah vor, dass die 
Hauptverhandlung vor drei Militärrichtern stattfand. Das Gericht setzte sich aus 
einem die Verhandlung leitenden Richter und zwei Beisitzern zusammen. Als Bei-
sitzer fungierten in der Regel ein Offizier mit einem höheren Dienstrang als der 
Angeklagte und ein Wehrmachtangehöriger aus der Rangklasse des Angeklagten. 
Beide Beisitzer gehörten zumeist dem Truppenteil oder Verband des Angeklagten 
an.206 An der Hauptverhandlung waren außerdem ein Anklage-Vertreter und ein 
Urkundsbeamter beteiligt. Beide bestimmte der Gerichtsherr, der im Übrigen 
auch den Verhandlungsleiter und Anklage-Vertreter wechselseitig berufen konnte. 
So war es eine häufige Strategie des Gerichtsherrn, den Anklage-Vertreter des ers-
ten Verfahrens bei einer Neuverhandlung als verhandlungsleitenden Richter ein-
zusetzen, um beispielsweise ein anvisiertes höheres Strafmaß zu erreichen. Der 
Urkundsbeamte war als Protokollführer anwesend und fertigte die Verhandlungs-
niederschrift an. Verbindlich war laut KStVO überdies, dass der Angeklagte zu der 
Anklage gehört und ein letztes Wort erhielt. Die Anklageverfügung konnte zuvor 
auch mündlich erfolgen. Das Urteil musste mit einer Stimmenmehrheit erzielt, 

203	Erläuterungen, in: Absolon, Wehrmachtstrafrecht, S. 180–181. Das OKW nannte die 
MStGO als Orientierungshilfe etwa bei der Zurücknahme der Anklageverfügung nach 
Fristablauf oder auch bei der Frage der Dauer der vorläufigen Festnahme, für welche 
die KStVO keine Regelungen enthielt.

204	§§ 2 und 3 KStVO.
205	§§ 1 und 4 KStVO. Siehe hierzu Erläuterungen, in: Absolon, Wehrmachtstrafrecht, 

S. 180.
206	§ 9 KStVO.
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schriftlich abgefasst und mit Gründen versehen werden, ehe es der Befehlshaber 
schriftlich bestätigte.

Separate Spruchkörper existierten nur für bestimmte Deliktbereiche und hoch-
rangige Militärs unter den Angeklagten sowie speziell für Zersetzungsfälle im Er-
satzheer. So war das 1936 eingerichtete Reichskriegsgericht (RKG) in Berlin ge-
sondert für Hoch-, Landes- und Kriegsverrat, Spionage und „politische“ Delikte 
sowie für Strafverfahren gegen Angeklagte mit den militärischen Diensträngen 
Admiral und General verantwortlich.207 Seit August 1942 bearbeitete das größte 
Gericht der Wehrmacht, das Gericht der Wehrmachtkommandantur Berlin, die 
„politischen“ Fälle von Wehrkraftzersetzung im Ersatzheer.208 Unter „politische“ 
Strafsachen fasste die Wehrmacht primär Verstöße gegen das „Heimtückegesetz“ 
und Delikte, die die Zersetzung der Wehrkraft gemäß § 5 Abs. 1 Nr. 1 KSSVO be-
trafen.209 Im April 1944 übernahm schließlich das neu eingerichtete Zentral
gericht des Heeres (ZdH) in Berlin die Aufgabe des Gerichts der Wehrmacht
kommandantur und leitete die Fahndung bei Fällen von Fahnenflucht, in denen 
der Beschuldigte binnen drei Monaten noch nicht aufgegriffen worden war.210 
Das Verfahrensrecht der KStVO unterschied zwar nicht mehr zwischen Verfahren 
für Feld- und Ersatztruppen, die gerichtlichen Strukturen differierten dagegen 
sehr wohl. Sie verweisen auf das komplexe, im Krieg diversen Veränderungen un-
terworfene System der Wehrmachtjustiz im Heeresbereich, innerhalb dessen die 
Ersatztruppen einen besonderen Stellenwert einnahmen, der sich unter anderem 
daran ablesen lässt, dass das Ersatzheer über eigene Spruchkörper auf einer über-
geordneten Ebene verfügte.

Am Divisionsgericht vor Ort beherrschte der Gerichtsherr aufgrund seiner 
Kompetenzfülle das militärgerichtliche Verfahren, wie es bereits das preußische 
Recht verankert hatte.211 Seine Funktion bündelte die Befehls-, Gerichts- und 

207	Zur Urteilspraxis und Einschätzung des RKG umfassend: Haase, Reichskriegsgericht; 
Gribbohm, Reichskriegsgericht; Messerschmidt, Wehrmachtjustiz, S. 95–129.

208	Erlass Hitlers zur Zuständigkeit der Heeresgerichte in politischen Strafsachen 
v. 20. 8. 1942, in: Allgemeine Heeresmitteilungen (AHM) 1942, Nr. 728, abgedruckt in: 
Absolon, Wehrmachtstrafrecht, S. 223. Siehe zum Berliner Gericht: Messerschmidt, 
Wehrmachtjustiz, S. 134–137. Zusätzlich war das Gericht für alle Soldaten am Standort 
Berlin zuständig. Im Feldheer übernahm der Oberbefehlshaber der Armee als Gerichts-
herr die strafrechtliche Verfolgung von politischen Strafsachen.

209	Unter „politische“ Wehrkraftzersetzung fiel: „… wer öffentlich dazu auffordert oder an-
reizt, die Erfüllung der Dienstpflicht in der deutschen oder verbündeten Wehrmacht zu 
verweigern, oder sonst öffentlich den Willen des deutschen oder verbündeten Volkes 
zur wehrhaften Selbstbehauptung zu lähmen oder zu zersetzen sucht“, vgl. § 5 Abs. 1 
Nr. 1 KSSVO. Gesetz gegen heimtückische Angriffe auf Staat und Partei und zum 
Schutz der Parteiuniformen (Heimtückegesetz) v. 20. 12. 1934, RGBl. I 1934, S. 1269.

210	Erlass Hitlers zur Errichtung des Zentralgerichts des Heeres v. 11. 4. 1944, AHM 1944, 
Nr. 326, abgedruckt in: Absolon, Wehrmachtstrafrecht, S. 226. Zum Zentralgericht des 
Heeres (ZdH): Messerschmidt, Wehrmachtjustiz, S. 141–151; zur Urteilspraxis der Au-
ßenstelle Wien: ders., Zersetzer. Kopps Biographie zu Paul von Hase behandelt dessen 
Tätigkeit als Gerichtsherr an den obersten Gerichten der Wehrmacht, Kopp, Hase, bes. 
S. 177–197.

211	Vgl. ausführlich hierzu Messerschmidt, Gerichtsherr; und zeitgenössisch Hülle, Einfüh-
rung, S. 234.
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Strafgewalt in einer Person, da er in der Regel zugleich die Division kommandier-
te und damit militärische Kompetenzen und die disziplinarische Strafgewalt über 
die Einheiten besaß. Die KStVO stattete ihn mit vielfältigen Rechten aus und 
übertrug ihm die Verantwortung dafür, dass auf der lokalen Ebene „mit der nöti-
gen Schärfe und Beschleunigung durchgegriffen“ werde.212 Der Gerichtsherr hielt 
außerhalb der Hauptverhandlung alle Fäden des militärgerichtlichen Verfahrens 
in der Hand. So leitete er die Untersuchungen zu einer Strafsache ein und berief 
einen Richter als Untersuchungsführer des Ermittlungsverfahrens. Zudem erließ 
er die Anklageverfügung und bestimmte die Besetzung des erkennenden Gerichts, 
indem er die teilnehmenden Richter und Beisitzer festlegte. Er überprüfte schließ-
lich die Entscheidung des Gerichts, bestätigte den Urteilsspruch oder hob ihn auf 
und ordnete eine neue Verhandlung in Rücksprache mit den Berliner Behörden 
an. Das Urteil erlangte somit erst Rechtskraft, wenn der Gerichtsherr es bestätigte 
und die Strafvollstreckung anordnete. Zuvor besaß es lediglich „den Wert eines 
Gutachtens“, wie die Erläuterungen zur KStVO ausführten.213 Neben der Straf-
vollstreckung übte der Gerichtsherr, dies sei ausblickend angemerkt, auch um-
fangreiche Gnadenrechte aus.214

Der Gerichtsherr besaß außerdem die Befugnis, einen Richter „notfalls“ durch 
Offiziere ersetzen oder vertreten zu lassen.215 Es wird noch zu zeigen sein, dass der 
Gerichtsherr seinen Einfluss auf die Richter, auch im Hinblick auf die Hauptver-
handlung, geschickt ausüben konnte. Die Machtposition des Gerichtsherrn 
schränkte die richterliche Unabhängigkeit massiv ein und schuf zugleich eine 
Spannungslage zwischen Richtern und Gerichtsherrn. Am Gericht prallten die 
juristische Sachkenntnis des Richters auf das juristische Laienwissen seines Vor
gesetzten und umgekehrt die militärische Expertise des Gerichtsherrn auf das 
mitunter nur als militärisches Grundwissen zu bezeichnende Know-how der rich-
terlichen Militärjustizbeamten.

Der Richter war außerhalb der Hauptverhandlung an die Weisungen seines mi-
litärischen Vorgesetzten, des Gerichtsherrn, gebunden und hatte dessen Entschei-
dungen mitzuzeichnen. Äußerte der Richter Bedenken gegenüber einer gerichts-
herrlichen Entscheidung, konnte er gemäß § 7 Abs. 3 KStVO seine Unterschrift 
verwehren. Das Urteil besaß aber auch ohne die richterliche Unterschrift Rechts-
kraft, wenn der Gerichtsherr das Urteil unterzeichnete und die Verantwortung 
hierfür trug.216 Äußerte der Gerichtsherr seinerseits Bedenken gegenüber der 
richterlichen Entscheidung, konnte er die rechtsgutachterliche Stellungnahme 
eines Richters einholen, der an der Gerichtssitzung nicht teilgenommen hatte. 
Dieses Rechtsgutachten war für den Gerichtsherrn aber keinesfalls bindend. 
Grundsätzlich fertigte der Militärrichter lediglich bei längeren Freiheits- und 
Todesstrafen ein Rechtsgutachten an, in dem er eindeutig Stellung zum Urteils-

212	§§ 5, 6, 34 und 46 KStVO zu den gerichtsherrlichen Befugnissen. Erläuterungen, in: 
Absolon, Wehrmachtstrafrecht, S. 180 [Zitat].

213	Ebd., S. 185–186.
214	Siehe §§ 112–116 KStVO.
215	Absolon, Wehrmachtstrafrecht, S. 180. Dies galt, sofern §§ 9, 10, 93 KStVO keine ande-

ren Regelungen für den Fall vorsahen.
216	Siehe ebd., S. 180.
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spruch nahm. Bei Freiheitsstrafen unter einem Jahr lag es ganz im Ermessen des 
Gerichtsherrn, ob er ein Rechtsgutachten überhaupt einforderte.

Urteile über Todes- und hohe Freiheitsstrafen durfte nur der übergeordnete Be-
fehlshaber bestätigen oder aufheben. Die Gerichte sandten diese oder auch stritti-
ge Fälle daher an den BdE in Berlin. Dieser ließ von der Heeresrechtsabteilung 
(HR) im Allgemeinen Heeresamt des OKH ein neues Rechtsgutachten anfertigen, 
um zu entscheiden, ob das Urteil bestätigt, aufgehoben oder neu verhandelt wer-
den sollte.217 Der oberste Gerichtsherr und Oberbefehlshaber der Wehrmacht 
Adolf Hitler konnte darüber hinaus jedes militärgerichtliche Verfahren an sich zie-
hen. Ihm oblag es auch, Todesurteile gegen Offiziere und Wehrmachtbeamte im 
Rang eines Offiziers zu bestätigen. Neben dem Oberbefehlshaber der Wehrmacht, 
dem Oberbefehlshaber des Heeres und dem BdE existierte als vierter Verwaltungs-
vorgesetzter der Heeresjustiz der Oberstkriegsgerichtsrat (OberstKGR) im jeweili-
gen Dienstaufsichtsbezirk, der für mehrere Wehrkreise verantwortlich zeichnete.218 
In der Hierarchie stand dieser Chefrichter zwischen dem Gerichtsherrn der Divi-
sion und dem OKH und bildete eine regionale Zwischenstelle. Seine wesentliche 
Aufgabe bezog sich darauf, die ihm unterstellten Heeresgerichte in regelmäßigen 
Abständen zu überprüfen, ihre Entscheidungen gegebenenfalls zu rügen, dem 
OKH hierüber Meldung zu erstatten und auch in Streitfällen eine Einschätzung 
abzugeben.

Eine weitere Umgestaltung im Verfahrensrecht bezog sich auf die Rechte des 
Angeklagten, welche die KStVO zusätzlich zum entfallenen Instanzenweg ein-
schränkte. So legte § 76 KStVO fest, dass keine Rechtsmittel gegen eine Entschei-
dung eingelegt werden durften. Der Angeklagte konnte einzig gegen eine Strafver-
fügung seinen Einspruch erheben. Ansonsten ersetzte das nichtrichterliche Nach-
prüfungsverfahren im Wehrmachtgericht die Berufung und Revision, die das 
Friedensverfahren im Kaiserreich noch ermöglicht hatte. Ein Verteidiger stand 
dem Angeklagten nur zu, wenn für das anhängige Strafdelikt die Todesstrafe vor-
gesehen war.219 Entweder wählte der Angeklagte seinen Verteidiger selbst oder der 
Gerichtsherr bestellte ihm seinen Beistand. Bei sämtlichen Strafanträgen, die nicht 
die Todesstrafe umfassten, erlaubte das Verfahrensrecht eine Verteidigung nur, 
wenn sie der Gerichtsherr für „sachdienlich“ hielt, was im Gerichtsalltag aller-
dings äußerst selten vorkam.220 Die Angeklagten waren dem Gericht damit regel-

217	 Kompetenzen für alle rechtlichen Angelegenheiten des Heeres lagen bei der noch uner-
forschten Gruppe Rechtswesen im OKH und dem Chef der Heeresjustiz in Personalunion 
mit der Heeresrechtsabteilung (HR). Sie beschäftigten sich mit Fragen des allgemeinen 
Kriegsrechts, der Strafgesetzgebung und Strafrechtspflege und der Rechtsberatung von 
Dienststellen. Sie übten die Funktion einer Justizverwaltung aus und beaufsichtigten die 
Heeresgerichte fachlich. Vgl. hierzu die Gliederung der (Völker-)Rechtsabteilungen 
beim OKW, OKH und AOK, abgedruckt bei Toppe, Militär, S. 200–201.

218	Gemäß der Dienst- und Geschäftsordnung für die Heeresgerichte (HDGO) v. 3. 3. 1937, 
abgedruckt in: Heeresdienstvorschrift (HDv.) 4/1, BA MA, RHD 4/4/1.

219	§ 49 KStVO.
220	§ 4 KStVO. Siehe zu den Verteidigern Kap. III.4. Die Strafverteidigung vor den Militär-

gerichten ist kaum erforscht. Bislang hat sich einzig Brümmer-Pauly die Positionen und 
das Verhalten der Verteidiger bei Desertionsfällen angesehen, vgl. Brümmer-Pauly, De-
sertion, bes. S. 116–123 und 134–137.
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recht ausgeliefert und hatten kaum Einfluss auf den Gang des Verfahrens. Erst 
nach der Urteilsverkündung bestand für sie die Möglichkeit, ein Gnadengesuch 
an Adolf Hitler als „Führer“ und obersten Gerichtsherren oder an den Divisions-
kommandeur als ihren direkten Gerichtsherrn einzureichen, etwa mit der Bitte, 
die Strafe teilweise auszusetzen oder ein Todesurteil in eine Zuchthausstrafe um-
zuwandeln. Der Verurteilte konnte theoretisch die Wiederaufnahme eines Verfah-
rens beantragen, wenn er neue Beweismittel oder Tatsachen vorbringen konnte, 
die einen Freispruch oder eine erheblich geringfügigere Strafe rechtfertigten.221 In 
der Praxis lässt sich für die untersuchten Gerichte indes kein einziges Beispiel 
einer Wiederaufnahme eines Verfahrens nachweisen.222

Im November 1939 führten zwei Ergänzungsverordnungen außerdem das 
Standgericht223 und die Strafverfügung224 als verkürzte Verfahrensform in das 
Kriegsstrafverfahrensrecht ein. Ein Standgericht konnte einen Angeklagten „aus 
zwingenden militärischen Gründen“ sofort aburteilen, wenn der zuständige Ge-
richtsherr selbst nicht erreichbar und „kein Aufschub“ möglich war.225 Der nächst
erreichbare Kommandeur oder Truppenbefehlshaber mit Disziplinarstrafgewalt 
erhielt in diesen Fällen die Kompetenzen des Gerichtsherrn. Die neu eingeführte 
Strafverfügung wiederum erlaubte es den Richtern, wie im zivilen Recht Freiheits-
strafen von bis zu drei, ab Sommer 1942 bis zu sechs Monaten, ohne Einberufung 
des Gerichts, sondern lediglich per Strafverfügung zu verhängen. Dies betraf auch 
Geldstrafen. Der Gerichtsherr und ein Richter verfassten die Strafverfügung in 
Abwesenheit des Angeklagten. Sie hatten nur die strafbare Handlung, das ange-
wendete Strafgesetz und die Beweismittel zu notieren, was selten den Umfang von 
mehr als einer Seite einnahm. Die Beweisaufnahme hatte wie bei den Ermittlun-
gen und dem Verfahren nach „pflichtgemäßem Ermessen“ zu erfolgen.226 Der 
Disziplinarvorgesetzte oder ein Militärjustizbeamter informierten den Ange
klagten sodann entweder mündlich oder schriftlich über die Strafverfügung, ge-
gen die er binnen drei Tagen einen Einspruch einlegen konnte. Der Zweck dieser 
beiden im Krieg eingeführten Verfahrensformen lag darin, dass die Gerichte wei-
tere Ressourcen einsparen sollten, um flexibler und schneller arbeiten zu können. 
Gleichzeitig schränkten sie die ohnehin begrenzten Rechte der Angeklagten mas-
siv ein.

Rückblickend argumentierte Werner Hülle, die Spezifika des modernen Krieges 
hätten eine „bewegliche Rechtspflege“ und daher massive Veränderungen im Ver-
fahrensrecht erfordert. Unter diese besonderen Merkmale des Kriegs fasste er die 

221	§ 91 KStVO.
222	Diesen Befund bestätigt auch Brümmer-Pauly, die in ihrer Untersuchung von 453 Ver-

fahren aus dem Deliktbereich Desertionen/Entfernungsfälle ebenfalls auf keinen einzi-
gen Fall mit Wiederaufnahme gestoßen ist, vgl.: Brümmer-Pauly, Desertion, S. 185.

223	§ 13a KStVO. 4. VO zur Durchführung und Ergänzung der KStVO v. 1. 11. 1939, RGBl. I 
1939, S. 2132; 8. Durchführungsverordnung (DVO) v. 4. 7. 1942, RGBl. I 1942, S. 449, 
abgedruckt in: Absolon, Wehrmachtstrafrecht, S. 154, 198–200, 207–210.

224	§ 48a–e KStVO. 6. VO zur Durchführung und Ergänzung der KStVO v. 21. 11. 1939, 
RGBl. I 1939, S. 2267, abgedruckt in: Absolon, Wehrmachtstrafrecht, S. 201–203.

225	§ 13a KStVO.
226	§ 60 KStVO.
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„motorisierten Verbände, die weiten Operationsräume, Kesselschlachten und 
Luftkrieg“.227 Die Neuerungen gaben den Militärrichtern flexible Rechtsinstru-
mente für die Kriegssituation an die Hand, die den Erfahrungshintergrund des 
Ersten Weltkriegs rezipierten und diesen als Drohszenario und aus ihm abgeleite-
te Feindbilder in der Strafverfolgung nutzten. Die materiell- und verfahrensrecht-
lichen Grundlagen der Wehrmachtjustiz dokumentierten aber gleichzeitig, wie 
weit das NS-Regime und die Wehrmachtjuristen die rechtsstaatlichen Grundlagen 
bereits in den 1930er-Jahren verlassen hatten und wie sich die Militärjustiz im 
Kriegsverlauf weiter radikalisierte. Ihrem Selbstverständnis folgend wendeten die 
Juristen geltende Rechtsnormen und Verordnungen rechtmäßig an, um der Situa-
tion des Kriegs und den Zielen der Wehrmacht zu entsprechen. Die Fülle der Vor-
schriften eröffnete den Richtern zwar Handlungsoptionen, je nachdem, auf 
welche der teils parallel existierenden Vorschriften sie sich im Einzelfall beriefen. 
Doch ihre Rechtspraxis im Ganzen zielte und diente der Maxime des „totalen 
Kriegs“ und der Gehorsamsproduktion durch Repression, Strafandrohung und 
massiv eingeschränkte Rechte der Angeklagten. Im Zweifelsfall waren die militäri-
schen und nationalsozialistischen Interessen auch gegen die juristische Meinung 
verfahrensrechtlich durchzusetzen.

227	Hülle, Kriegsverfahren, S. 1212.




